
 

Auszug aus dem substanziellen Protokoll 
143. Ratssitzung vom 10. April 2021 
 
 
 

3812. 2019/437 
Weisung vom 24.10.2019: 
Amt für Städtebau, kommunaler Richtplan Siedlung, Landschaft, öffentliche 
Bauten und Anlagen der Stadt Zürich, Festsetzung, Abschreibung Motion 

  
Die Beratung wird fortgesetzt (vergleiche Sitzung Nr. 142, Beschluss-Nr. 3812/2021). 
 
Beschlüsse: 

 
 Antrag 184 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Andrea Leitner Verhoeven (AL): Das Areal ist etwa 5000 Quadratmeter gross und eine 
der letzten grösseren städtischen Landreserven. Die Stadt will mittelfristig weitere Ver-
waltungsbauten realisieren, wir aber möchten, dass in Zürich-West entweder eine Wohn-
siedlung oder mehr Grünraum entsteht. Im Gebiet Zürich-West ist erschwinglicher 
Wohnraum chronisch knapp. Die AL hätte den Richtplaneintrag gestrichen, ging aber mit 
anderen Fraktionen den Kompromiss ein, einen sogenannten «Suchperimeter» einzu-
richten. Entweder geben wir Zürich-West als verbocktes Stadtplanungsgebiet auf oder 
wir machen mit dem hier zur Verfügung stehenden Land das Nächstliegende. 
 
Roger Bartholdi (SVP): Für uns ist logisch, dass das Angebot bei einer hohen Nach-
frage knapp und teurer ist. Scheinbar ist Zürich-West ein Trendquartier. Da es in diesem 
Quartier neben vielen Wohnungen auch viel Industrie hat, macht ein Stützpunkt an die-
sem Ort Sinn. Der Stützpunkt soll auch geografisch sinnvoll liegen, damit man schnell 
von A nach B kommt. Wenn Sie den Stützpunkt in diesem Quartier ablehnen, müssen 
Sie konkrete Vorschläge bringen, wo er Ihrer Meinung nach sinnvoll wäre. 
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Sven Sobernheim (GLP): Die GLP sieht ein, dass es mittelfristig einen neuen 
Stützpunkt der Stadtpolizei in Zürich-West braucht. Es geht hier aber nur um 3000 
Quadratmeter. Diese 3000 Quadratmeter sollten nicht vorsorglich für die nächsten zehn 
Jahre reserviert und blockiert, sondern gemeinsam mit anderen Bauten erstellt und 
gesichert werden. Ein Areal für so wenig Quadratmeter zu blockieren, wäre eine 
Verschwendung. 
 
Pascal Lamprecht (SP): Die SP anerkennt den Bedarf und ist deshalb auch gegen eine 
komplette Streichung. Wir unterstützen aber den Kompromissvorschlag, den Perimeter 
zu öffnen. Der Perimeter befindet sich im Umbruch. Falls man vielleicht zu einem 
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späteren Zeitpunkt wieder auf den gleichen Standort kommt, ist das sinnvoll. Zum 
jetzigen Zeitpunkt muss man den Standort aber noch hinterfragen. 
 
Stephan Iten (SVP): Es erstaunt mich ein wenig, dass man jetzt im Kreis 5 verdichten 
will, obwohl Markus Knauss (Grüne) bei einem Antrag im Richtplan sagte, der Kreis 5 sei 
bereits genügend verdichtet. Ein Antrag der AL will nun aber das Polizeizentrum 
aufgeben und im Kreis 5 günstige Wohnungen schaffen. Als wir in der Kommission die 
Standortstrategie besprachen, äusserte sich die AL wenig kritisch und machte auch 
keinen Vorschlag, wo die dritte Wache hinkommen sollte. In der Standortstrategie haben 
wir die Wachen Stützpunkt City, Stützpunkt Nord und Stützpunkt West. Ich kann mich 
erinnern, dass ich einer der einzigen war, der den Stützpunkt an dieser Stelle ungünstig 
fand, weil es keine Zu- und Abfahrten gibt. Die Kritik war damals nicht, dass wir im Kreis 
5 zu wenige Wohnungen haben, sondern dass man im Kreis 5 nicht noch mehr Polizei 
haben will. An der Förrlibuckstrasse und Pfingstweidstrasse stehen fünf Blitzkästen und 
gegen diese wehren Sie sich schliesslich auch nicht. 
 
Änderungsantrag 184 zu Kapitel 4 Öffentliche Bauten und Anlagen / 4.4 Sicherheitsbau-
ten / 4.4.3 Karteneinträge / Tabelle 17: Karteneinträge Sicherheitsbauten: Stadtpolizei 
und Abbildung 20: Eintragskarte Sicherheitsbauten / Nr. 2 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
Nr.: 2 
Bezeichnung: Neuer Stützpunkt West 
Massnahme: Neuer Standortsuche mit Landsicherung 
Richtgrösse [m2]: 3 000* 
Koordinationshinweise: Gebiet für verschiedene öffentliche Nutzungsansprüche (Kap. 4.1.2): 
Duttweiler-Areal 
Realisierungshorizont: Mittelfristig 
 
* Ungefähre Lage. 
 
Die Eintragskarte Sicherheitsbauten (Abbildung 20) und die Richtplankarte werden entsprechend 
angepasst. 
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Abbildung 20: Eintragskarte Sicherheitsbauten 
 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Andrea Leitner Verhoeven (AL), Referentin; Vizepräsident Sven Sobernheim (GLP), 
Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), 
Christina Schiller (AL) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP), Cathrine 
Pauli (FDP), Dominique Zygmont (FDP) 

Enthaltung: Präsident Marco Denoth (SP), Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole 
Giger (SP), Patrick Hadi Huber (SP), Pascal Lamprecht (SP), Christine Seidler (SP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 73 gegen 35 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 185 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP): Das ist der letzte Antrag der GLP und er bildet da-
mit eines der Puzzleteile aus verschiedenen Bereichen, die zeigen, wie wir uns eine 
Grossstadt vorstellen, die die Lebensqualität in den Mittelpunkt stellt. Für die Mehrheit 
der Kommission sind die Recyclinghöfe eines dieser Puzzleteile. Im Kapitel Werkbauten 
ist unter anderem ein Ziel definiert, wonach die Stadt ausreichend Recyclinghöfe und 
Wertstoffsammelstellen bereitstellt, damit die Siedlungsabfälle getrennt gesammelt und 
verwertet werden. Das Recyclingziel verfolgen wir alle gerne, weil die meisten – unab-
hängig ihrer Parteizugehörigkeit – bereit sind, ihren Beitrag für die Wiederverwertung zu 
leisten. Uns stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, was ein ausreichendes An-
gebot an Sammelstellen bedeutet. Die Mehrheit ist der Meinung, dass ein ausreichendes 
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Angebot eines ist, das gut erreichbar ist. Deshalb sollen die Sammelstellen in Gehdis-
tanz erreichbar sein. Gerade in einer wachsenden Stadt sollen die Menschen nicht mit 
dem Tram ihr Altglas entsorgen müssen. Darüber hinaus soll das Cargo-Service-Ange-
bot auf die Siedlungsentwicklung abgestimmt werden. 
 
Dominique Zygmont (FDP): Die Stossrichtung des Antrags ist sicherlich nicht schlecht. 
Es ist richtig, dass wir uns Gedanken machen müssen, wie die Citylogistik in Zukunft 
funktioniert und deshalb reichten Pascal Lamprecht (SP) und ich ein Postulat ein, das 
untersuchen will, wie Lieferketten in Zukunft gebündelt werden können und ob Potenzial 
für sogenannte Micro-Hubs besteht. Wir schlagen Ihnen deshalb vor, dass wir den Be-
richt zu diesem Postulat abwarten. Für uns würde das Raum lassen, um den Lernpro-
zess und den Diskussionsprozess zu führen, bevor wir etwas in den Richtplan eintragen. 
Die Ablehnung dieses Änderungsantrags würde insbesondere erlauben, dass wir uns 
darüber unterhalten können, ob die Stadt oder doch lieber die Privaten solche Micro-
Hubs betreiben sollten. 
 
Änderungsantrag 185 zu Kapitel 4 Öffentliche Bauten und Anlagen / 4.5 Werkbauten / 
4.5.2 Ziele / b) Ausreichende Versorgung mit Recyclinghöfen und Wertstoffsammel- 
stellen 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
Die Stadt Zürich ist ausreichend mit Recyclinghöfen, Cargo-Service Angeboten in den Quartieren 
sowie mit in Gehdistanz erreichbaren und Wertstoffsammelstellen versorgt, sodass Siedlungsab-
fälle getrennt, gesammelt und verwertet werden und somit der stofflichen oder energetischen 
Wiederverwertung zugeführt werden. 
 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Referentin; Präsident Marco Denoth (SP), Vizepräsi-
dent Sven Sobernheim (GLP), Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole 
Giger (SP), Patrick Hadi Huber (SP), Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), 
Pascal Lamprecht (SP), Andrea Leitner Verhoeven (AL), Christina Schiller (AL),  
Christine Seidler (SP) 

Minderheit: Dominique Zygmont (FDP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert 
Leiser (FDP), Cathrine Pauli (FDP)  

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 74 gegen 35 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 186 

 
Kommissionsmehrheit Anträge 186 und 187: 
 
Gabriele Kisker (Grüne): Es geht in den nächsten beiden Anträgen um zwei Werkhöfe, 
die nicht mehr gebraucht werden. Einer ist am Riedgraben, Karteneintrag 9, in Oerlikon 
und der andere an der Obmannamtsgasse, Karteneintrag 11, in der Altstadt. Über den 
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Werkhof an der Obmannamtsgasse wird im Quartier bereits seit langem gesprochen; 
man will die Stadt seit langem dazu bewegen, dass der Werkhof zu Grünraum für das 
Quartier wird. Beide Standorte liegen in Gebieten, in denen es zu wenig öffentlichen 
Grünraum gibt. Die Hitzekarte des Kantons zeigt diese Gebiete als «tiefrot» an. Deshalb 
sollen die Werkhöfe im Zuge der Aufhebung erstens dem Quartier zur Verfügung gestellt 
und zweitens entsiegelt und Grünraum geschaffen werden, der auch bioklimatischen 
Wert entwickelt. 
 
Kommissionsminderheit: 
 
Dominique Zygmont (FDP): Ich spreche zum Antrag 186. Hier ist die Minderheit der 
Meinung, dass es Landreserven braucht, die man im Zuge dieser Richtplandebatte nicht 
verplant. Die strategische Landreserve soll für zukünftige Generationen offengelassen 
werden, damit sie entscheiden können, was man damit macht. Beim Antrag187 ist die 
FDP der Meinung, dass man der Mehrheit zustimmen kann. 
 
 
Änderungsantrag 186 zu Kapitel 4 Öffentliche Bauten und Anlagen / 4.5 Werkbauten / 
4.5.3 Karteneinträge / Tabelle 19: Karteneinträge Werkbauten und Abbildung 21:  
Eintragskarte Werkbauten / Nr. 9 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
Nr.: 9 
Bezeichnung: Werkhof ERZ, Riedgrabenweg 
Massnahme: Aufhebung bei Ersatz; Entsiegelung und Nutzung als Grünraum im Zuge der Aufhe-
bung 
Richtgrösse [m2]: - 
Koordinationshinweise: ARA Glatt (regionaler Richtplan Glattal); Grünraumversorgung Quartier 
Realisierungshorizont: Kurzfristig 
 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Gabriele Kisker (Grüne), Referentin; Präsident Marco Denoth (SP), Vizepräsident Sven 
Sobernheim (GLP), Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger 
(SP), Patrick Hadi Huber (SP), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Andrea 
Leitner Verhoeven (AL), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Christina Schiller (AL),  
Christine Seidler (SP) 

Minderheit: Dominique Zygmont (FDP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert 
Leiser (FDP), Cathrine Pauli (FDP)  

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 78 gegen 35 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 
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 Antrag 187 

 
Begründung Kommissionsmehrheit siehe Antrag 186 
 
Kommissionsminderheit: 
 
Roger Bartholdi (SVP): An diesem Standort hat es bereits relativ viel Grün und Bäume 
in der Umgebung. Weshalb man diesen Standort ausschliesslich als Grünraum nutzen 
sollte, verstehen wir deshalb nicht. Man könnte den Standort auch für andere Zwecke 
nutzen und wir würden es bedauern, wenn man ihn nur als Grünraum nutzt. Es gibt in 
dieser Gegend schliesslich bereits genügend Flaniermöglichkeiten. 
 
Änderungsantrag 187 zu Kapitel 4 Öffentliche Bauten und Anlagen / 4.5 Werkbauten / 
4.5.3 Karteneinträge / Tabelle 19: Karteneinträge Werkbauten und Abbildung 21:  
Eintragskarte Werkbauten / Nr. 11 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
Nr.: 11 
Bezeichnung: Stützpunkt ERZ, Obmannamtsgasse 
Massnahme: Aufhebung bei Ersatz; Entsiegelung und Nutzung als Grünraum im Zuge der Aufhe-
bung 
Richtgrösse [m2]: - 
Koordinationshinweise: Grünraumversorgung Quartier 
Realisierungshorizont: Langfristig 
 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Gabriele Kisker (Grüne), Referentin; Präsident Marco Denoth (SP), Vizepräsident  
Sven Sobernheim (GLP), Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole  
Giger (SP), Patrick Hadi Huber (SP), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), 
Albert Leiser (FDP), Andrea Leitner Verhoeven (AL), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), 
Cathrine Pauli (FDP), Christina Schiller (AL), Christine Seidler (SP), Dominique  
Zygmont (FDP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 98 gegen 16 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 151 

 
Namens des Stadtrats nimmt die Stadtpräsidentin Stellung. 
 
STP Corine Mauch: Ich werde mich gesamthaft zu den Anträgen und zum Kapitel 3.6 
Sozialverträgliche räumliche Entwicklung äussern. Das Kapitel zeigt anhand von 
verschiedenen Massnahmen auf, wie die soziale Durchmischung in der Stadt Zürich 
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gestärkt werden soll, wie die Versorgung der Bevölkerung mit sozialen Angeboten auch 
in einer wachsenden Stadt gewährleistet werden kann und wie das Angebot an 
preisgünstigem Wohnraum ausgebaut werden soll. Die Stadt verfügt grundsätzlich über 
verschiedene Hebel, wie sie den Risiken der baulichen Verdichtung begegnen will und 
wie sie Verdrängungs- und Entmischungsprozesse möglichst minimieren kann. Diese 
Hebel unterscheiden sich aber je nach Ausgangslage und nach Bauträgerschaft, vor 
allem in Bezug auf ihre Wirksamkeit und Verbindlichkeit. Bei ihren eigenen 
Liegenschaften kann die Stadt alle Anforderungen an eine sozial nachhaltige 
Entwicklung in Eigenregie umsetzen. Es gibt auch Fälle, in denen die Stadt zwar nicht 
selber mit ihren eigenen Objekten handeln, aber trotzdem gewisse Massnahmen 
einfordern kann. Das ist der Fall, wenn städtische Baurechte betroffen sind, also bei 
Sondernutzungsplanungen, bei Arealüberbauungen und bei Aufzonungen. In diesen 
Fällen kann die Stadt bestimmte sozialräumliche Massnahmen einfordern und 
beispielsweise auf ein etappiertes Vorgehen hinwirken. Bei den übrigen Bauvorhaben, 
die gemäss der Regelbauweise abgewickelt werden, kann die Stadt nur sensibilisieren. 
Die Stadt ist aber auch im Bereich der Sensibilisierung von Bauträgerschaften sehr aktiv. 
Sie kommuniziert ihren Leitfaden für eine sozialverträgliche Entwicklung breit und sucht 
den Dialog mit verschiedenen Akteursgruppen aus dem Immobiliensektor und bietet 
Bauträgerschaften auch ein kostenloses Mieterinnen- und Mieterbüro an. Der 
Siedlungsrichtplan legt behördenverbindlich fest, wie die Stadt bei baulichen 
Veränderungen vorgehen soll. Dazu zählt unter anderem auch, dass sie im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten eine schrittweise Erneuerung fordert, fördert und durchführt, damit 
Mitwirkungsverfahren eingesetzt werden und damit auch immer sozial nachhaltige 
Entwicklung eingefordert wird. Sie haben im Antragspaket zum Kapitel 3.6 verschiedene 
Anträge formuliert, die den Themenbereich Umgang mit baulichen Veränderungen 
betreffen und mit denen neue grundeigentümerverbindliche Elemente bei baulichen 
Erneuerungsprozessen gefordert werden. Das sind beispielsweise partizipative 
Verfahren, Etappierungen oder die Vermeidung von Verdrängungen. Sie möchten hier 
also grundeigentümerverbindliche Elemente in den Richtplan schreiben. Inhaltlich teilt 
der Stadtrat diese Anliegen und setzt sich im Rahmen seiner Möglichkeiten auch dafür 
ein. Es geht allerdings nicht, dass man in den Richtplan Massnahmen hineinschreibt, die 
grundeigentümerverbindlich wirken. Sie würden damit Massnahmen und Umsetzungen 
auf Stufe der Nutzungsplanung vorwegnehmen, was im Rahmen des geltenden Rechtes 
so nicht möglich ist. Ich bitte Sie, dies in der Beratung zu bedenken.   
 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Roger Bartholdi (SVP): Ich habe bereits bei Antrag 2 begründet, weshalb wir den An-
trag ablehnen. Wir möchten das ganze Kapitel streichen, weil es sich um einen kontra-
produktiven Etikettenschwindel handelt.  
 
Marco Denoth (SP): Beim Kapitel Quartierzentren Stadtachse, das vollständig aus dem 
Richtplan gestrichen werden sollte, sprach ich vom Herzstück. Hier wird nun die Lunge 
rausgerissen. Ohne Durchmischung kann eine Stadt nicht atmen und im Kapitel 3.6 So-
zialverträgliche räumliche Entwicklung geht es genau darum. Es enthält wichtige The-
men wie preisgünstiges Wohnen, Aufwertung, Verdrängung, Gentrifizierung und soziale 
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Durchmischung, die vor allem der linken Ratsseite sehr wichtig sind. Das sind alles The-
men, die auf der bürgerlichen Ratsseite einseitig und eher kapitalorientiert betrachtet 
werden. In der Gemeindeordnung der Stadt Zürich steht im Artikel 15 «Die Stadt setzt 
sich aktiv für den Schutz, die Erhaltung und die Erhöhung des Anteils von preisgünstigen 
Wohnungen und Gewerberäumen ein und verpflichtet sich mit dem Ziel einer sozialen 
Durchmischung in allen Quartieren.» Ich vertrete die Mehrheit und bin froh, dass die Be-
reitschaft in diesem Rat so gross ist, über die sozialverträgliche räumliche Entwicklung 
zu sprechen. Die SVP will diese Diskussion unterbinden und das Kapitel komplett strei-
chen. Die Mehrheit stellt in diesem Kapitel aber trotzdem sehr viele Anträge. Es ist eine 
grosse Unzufriedenheit von beiden Ratshälften spürbar. Wie schon einleitend zur De-
batte gesagt; den einen geht es zu weit, den anderen zu wenig weit. Das wird in diesem 
Kapitel sehr spürbar und die Haltungen gehen weit auseinander. Fast ein Viertel der Zeit 
dieser Debatte werden wir über dieses Kapitel sprechen und mit fünf Begleitvorstössen 
wird direktes Handeln gefordert. In diesem Sinne erlaube ich mir einige einleitende 
Worte zu diesem Kapitel. Für die Linken wird in diesem Kapitel zu viel nur geschaut, be-
obachtet und gespürt, statt gehandelt. Im heutigen Wohnungsmarkt mit den Neubauent-
wicklungen, der angestrebten Verdichtung und mit dem Wachstum muss aber jetzt sofort 
gehandelt werden. Wir fordern deshalb griffige Instrumente, um die uralten Probleme 
dieser Stadt anzupacken. Die Miete darf nicht weiter steigen, die ansässige Bevölkerung 
darf nicht verdrängt werden, die Gentrifizierung muss gestoppt werden und Zürich muss 
für alle bezahlbar sein und bleiben. Für diese Forderung greifen die Massnahmen in die-
sem Kapitel zu wenig weit. Deshalb fordert die SP in diesem Kapitel mit diversen Anträ-
gen behördenverbindlich gewisse Verankerungen. Da die SP mit diesem Kapitel am un-
zufriedensten ist, stellt sie hier verhältnismässig auch am meisten Anträge. Leider wurde 
auch in der Diskussion in der Kommission das für uns grösste Spannungsfeld zwischen 
Aufwertung und Verdrängung nicht genügend aufgenommen und zum Teil mit einem ge-
wissen Zynismus quittiert. Aus diesem Grund bin ich sehr froh, dass alle unsere Anträge 
in diesem Kapitel eine Mehrheit finden werden und unsere wichtigen Themen in diesem 
Fall griffig im Richtplan verankert werden, damit ein Zusammenleben in Zürich für alle 
möglich und erhalten bleibt und niemand vergessen geht. Es soll nicht gefragt werden, 
woher man kommt, was man glaubt oder eben nicht, wie viel Papier man im Portemon-
naie hat oder ob man papierlos ist. Zürich muss durchmischt und bezahlbar bleiben und 
dazu braucht es ein Instrument, das wir in diesem Kapitel beantragen werden. Alle Par-
teien ausser der SVP möchten detailliert über die sozialverträgliche räumliche Entwick-
lung sprechen und deshalb lehnen wir den Antrag ab. 
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Christina Schiller (AL): Natürlich lehnen auch wir den Antrag ab. Mit dem Richtplan soll 
die Stadt Zürich stark verdichtet werden. Der Stadtrat schlägt einige wenige flankierende 
Massnahmen vor. Ein sozialräumliches Monitoring, das vor allem die Situation 
beobachtet, die Sensibilisierung von renditeorientierten Bauinvestoren oder ein 
städtisches Mieterbüro, das tausende vertriebene Wohnungslose beraten soll, kann aber 
der Tabula-Rasa-Logik nicht viel entgegenhalten. Die Wohnungen in der Stadt gehören 
privaten Eigentümerinnen. Die mit Abstand grösste Gruppe sind die natürlichen 
Personen. Ihnen gehören 37,9 Prozent aller Wohnungen. Die zweitwichtigste 
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Eigentümergruppe sind private Gesellschaften mit einem Anteil von 28 Prozent. 
Wohnbaugenossenschaften besitzen 18,1 Prozent, also noch knapp jede fünfte 
Wohnung. Dieser Anteil hat sich seit 1956 praktisch nicht verändert. Die mit Abstand 
kleinste Eigentümergruppe bildet mit einem Anteil von 6,8 Prozent aller Wohnungen die 
öffentliche Hand, sprich die Stadt. Diese Zahlen zeigen, dass es für die Stadt fast 
unmöglich ist, den Anteil an preisgünstigen Wohnungen zu erhöhen. Die gemeinnützigen 
Wohnbaustiftungen und die städtische Liegenschaftsverwaltung müssen beim aktuellen 
Bauraum kämpfen, um prozentual nur schon auf dem heutigen Stand zu bleiben. Im 
Bericht steht «Die Gemeinde setzt sich aktiv für den Schutz, den Erhalt und die 
Erhöhung des Anteils von preisgünstigen Wohnungen und Gewerberäumen ein und 
verpflichtet sich dem Ziel einer sozialen Durchmischung in allen Quartieren und der 
Sicherung von Familienwohnungen.» Die Stadt kann dieses Ziel nur erreichen, wenn 
auch private Eigentümer preisgünstige Wohnungen realisieren. Konkret ist das möglich 
bei Aufzonungen, Arealüberbauungen, Gestaltungsplänen und nach dieser Debatte auch 
in den Gebieten, in denen der Richtplan eine zusätzliche Verdichtung vorsieht und 
anschliessend in der Regel um ein Geschoss erhöht werden soll. Leider ist der Stadtrat 
nicht bereit, seinen Spielraum voll auszunutzen und eine aktive Stadtplanung in Angriff 
zu nehmen. Aber auch die SP wird mit ihren Anträgen nie konkret. Sie fordern den 
Stadtrat lediglich ganz unverbindlich und schwammig auf, geeignete Massnahmen zu 
ergreifen. Was aber aus Ihrer Sicht die angemessenen, erforderlichen und geeigneten 
Massnahmen sind, wird mit Ihren Anträgen nicht klar. Den einzigen konkreten Antrag, 
der wirklich mehr preisgünstige Wohnungen fordert, lehnen Sie ab. Solange die SP und 
der Stadtrat nicht bereit sind, aktiv gegen die Verdrängung vorzugehen, bleibt der gute 
Vorsatz ein billiges Lippenbekenntnis. Damit wird das ganze Kapitel zur Farce. 
 
Cathrine Pauli (FDP): Die FDP möchte sich bei der STP Corine Mauch für ihr Votum 
bedanken. Marco Denoth (SP) vertrat die Mehrheit, zu der in diesem Antrag auch die 
FDP gehört. Wir befürworten dieses Kapitel im Richtplan, aber wir gehen mit diesen 
vielen Zusatzanträgen sehr differenziert um, da sie zum Teil rechtlich nicht umsetzbar 
oder bereits in diversen Gesetzen und Leitplanken festgehalten sind. Ich möchte, dass in 
diesem Rat unterschieden wird, wer die Mehrheit, die Minderheit und wer eine Partei 
vertritt. Das Votum von Marco Denoth (SP) ging uns allen zu weit. 
 
Walter Angst (AL): Die AL ist sehr froh, dass es ein solches Kapitel im Richtplan gibt. 
Über den darin festgehaltenen Inhalt sind wir aber nicht euphorisch. Wir sind ernüchtert, 
wie defensiv die Mehrheit und der Stadtrat mit diesem Thema umgeht, wie defensiv der 
Legislaturschwerpunkt, den wir 2016 beschlossen hatten, umgesetzt wurde, wie lang-
sam die Debatte vorankommt und wie spät die konkreten Massnahmen in die Richtplan-
debatte eingeführt wurden – im Frühling dieses Jahres, als die Debatte bereits fast fertig 
war. Das ist sowohl der Fall beim Sozialraummonitoring wie auch bei der Umsetzung 
von preisgünstigem Wohnraum. Das Problem beginnt meiner Meinung nach beim Word-
ing. Die Verwaltung spricht von einem «Vermeiden von grossflächigen Verdrängungs- 
und Entmischungsprozessen». Damit anerkennt sie zwar, dass es solche gibt, benennt 
sie aber nicht konkret. Die Entmischung findet seit 2005 statt. Sie ist dramatisch und 
lässt sich am besten an der Entwicklung der Schulkreise und dem Übertritt ins Gymna-
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sium oder die Sekundarstufe A oder Sekundarstufe B zeigen. Im Limmattal lag die Über-
trittsquote im Jahr 2000 bei 50 Prozent in die Sekundarstufe B. 2015 und 2017 waren es 
noch 44 Prozent und 2017 und 2019 fiel die Quote der Übertritte in die Sekundarstufe B 
auf 35 Prozent. Wir lösen das Problem der integrativen Schule also praktisch damit, 
dass man im Limmattal die Dr. Stephan à Porta-Stiftung abbricht und die nicht er-
wünschten Menschen dann draussen sind. Die Schule wurde in diesen drei Jahren nicht 
besser, sondern die Menschen, die da wohnen, sind andere. Die Kinder und Jugendli-
chen, die Unterstützung bräuchten, sind nicht mehr da. Ziel wäre es, diesen Prozess zu-
rückzudrängen und nicht schwammig auf eine Vermeidung hinzuwirken. Zu den vorge-
schlagenen Massnahmen: Sozialraummonitoring ist eine gute Sache, aber das Hinwir-
ken alleine reicht nicht – es bräuchte konkrete Massnahmen. Die Umsetzung des preis-
günstigen Wohnraums kam viel zu spät und in einer Form, in der faktisch nichts dabei 
rauskommt. Mit Ihrer Umsetzung wird bei Arealüberbauungen bis 10 000 Quadratmeter 
das Minimum von zehn Wohnungen nicht erreicht. Es wird ausserdem auf griffige plane-
rische Massnahmen verzichtet. Über Sondernutzungsplanungen könnte man grossflä-
chig preisgünstigen Wohnraum erhalten. Das wäre eine wichtige Massnahme und man 
könnte damit preisgünstigen Wohnraum einfordern, damit es mehr Wohnungen für 2000 
bis 2500 Franken und weniger für 3000 bis 3500 Franken gäbe. Die wichtigere Mass-
nahme wäre aber gezielt preisgünstigen Wohnraum zu erhalten, weil dann Wohnungen 
erhalten bleiben würden, die 1200 bis 1800 Franken kosten. So könnten weiterhin Men-
schen aus der Dr. Stephan à Porta-Stiftung im Limmattal zur Schule gehen. Im Richt-
plantext kommt das Wort «Erhalt» oder «erhalten» 119-mal vor, aber nur gerade viermal 
im Zusammenhang mit preisgünstigem Wohnraum. Zweimal in einem Zitat der Gemein-
deordnung und zweimal im Zusammenhang damit, darauf hinzuwirken, dass weniger ab-
gerissen und Bestand erhalten wird. Das ist eine Forderung, die ganz zentral im Grund-
lagenbericht Netto-Null-Ziel steht. Die Liegenschaften Stadt Zürich (LSV) setzt das vor-
bildlich um. Der Rest der Stadt hat noch nicht erkannt, dass für das Erreichen der Klima-
ziele eine radikale Umkehr beim Erhalt von Bestand notwendig ist. 
 
Johann Widmer (SVP): Nachdem so viele linke Redner ihre marktwirtschaftlichen 
Tieffliegertheorien verbreiteten, spreche ich nun als einzig vernünftige Stimme. Das mit 
den preisgünstigen Wohnungen ist so eine Sache. Die Bevölkerung in der Stadt Zürich 
betrug in den 60er-Jahren etwa 439 000, heute beträgt sie 435 000. In der Zwischenzeit 
wurden wie wahnsinnig Wohnungen gebaut. Trotzdem schaffen wir es nicht, mehr 
Menschen zu beherbergen. Auch Ihre preisgünstigen, privatwirtschaftsfeindlichen 
Wohnrauminitiativen halfen nicht. Der Grund ist einfach: in den 60er-Jahren wohnten 
fünf Menschen in drei Zimmern mit je einer Grösse von 12 bis 20 Quadratmetern. Der 
Preis war dementsprechend tief. Heute möchten die Linken fünf Menschen in sechs 
Zimmern mit 20 bis 50 Quadratmeter pro Zimmern unterbringen. Der Preis ist hoch, weil 
der Markt durch Ihre Einmischung nicht mehr wirken kann. Das ist eine sehr einfache 
Rechnung, die auch Sie verstehen sollten. Sie können Ihre Leier von den bösen Privaten 
noch lange vor sich herbeten, die meisten Wohnungen gehören aber via 
Pensionskassen, Wohnbaugenossenschaften und dem Staat sowieso Ihnen. Ihre 
Redner lügen also. Wenn Sie im sozialen Wohnungsbau so weitermachen, werden Sie 
trotz Verdichtung und allen sozioökonomischen Irrtümern versagen. Was ist an staatlich 
verordnetem Wohnungsbau sozial-ökonomisch? Das sind leere Worthülsen und der RP 
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SLÖBA zementiert solchen Unsinn. Nach den entlarvenden Worten von Marco Denoth 
(SP) fordere ich die FDP auf, umzuschwenken und ebenfalls in die Ablehnung zu gehen. 
 
Samuel Balsiger (SVP): Sie sprachen von der Ermöglichung von preisgünstigen Woh-
nungen. Aber betrachten wir die Realität: das Drittelziel, das in der Gemeindeordnung 
steht, wird nicht erreicht. Sie wissen, dass das Potenzial des Drittelziels sogar sank, und 
dass man von 26,5 auf 26,4 Prozent runterfiel, obwohl die Stadt Zürich massiv in den 
Markt eingreift und Wohnungen dem Markt entzieht, was die frei verfügbaren Wohnun-
gen logischerweise teurer werden lässt. Seit der Einführung der Personenfreizügigkeit 
stieg der Bodenpreis um 42 Prozent. Die Faktenlage spricht also gegen Sie, während 
Sie weiterhin die Realität leugnen. Es ist eine Realität, dass durch das starke Wachstum 
in der Stadt viele Wohnungen abgebrochen und neu gebaut werden. Seit der Einführung 
der Personenfreizügigkeit wurden 15 000 Wohnungen abgebrochen oder umgebaut. Sie 
können damit rechnen, dass die diese Wohnungen heute viel teurer sind. Es wurden 
gleichzeitig auch 30 000 Wohnungen neu gebaut. Die neu gebauten Wohnungen sind 
ebenfalls alles teure Wohnungen. Sie brauchen aber einen Markt dafür, weil irgendwer 
diese Wohnungen ja mieten muss. Wenn viele Menschen in die Stadt drängen, verlieren 
wir aber Lebensqualität, Frei- und Grünfläche, wir haben weniger Platz in der Badean-
stalt und die Mieten steigen. Entweder sehen Sie die Fakten oder Sie leugnen weiterhin 
die Realität. Wenn diese Entwicklung aber zukünftig so weitergeht, werden die Mieten 
weiter steigen. Da können Sie noch so viele Postulate und Motionen einreichen und Fan-
tasiegeschichten erzählen. Es ist ein Fakt, dass die Mieten steigen werden, wenn wir 
das Bevölkerungswachstum in der Schweiz nicht stoppen. In den nächsten 10 bis 15 
Jahren sollen nochmals je nach Horrorszenario 1 bis 1,5 Millionen Menschen in die 
Schweiz einwandern. Sie können sich darauf gefasst machen, dass wir weiterhin über 
steigende Mieten sprechen werden und Sie nichts bewirken. 
 
Martina Zürcher (FDP): Das Votum von Walter Angst (AL) beunruhigt mich. Er erklärte, 
dass man anhand der abnehmenden Anzahl Sek-B-Schülern sehe, dass preisgünstige 
Wohnungen fehlen. Es besorgt mich sehr, wenn die Zahlungsbereitschaft für eine Woh-
nung offenbar eine Auswirkung auf die Bildungschancen in unserer Stadt hat. Das ist 
sehr besorgniserregend und darf nicht sein. Es gibt ausserdem auch Private, die preis-
günstige Wohnungen zur Verfügung stellen. Ich habe beispielsweise das Glück, solche 
Eigentümer zu haben. Man muss also nicht alles staatlich regeln. 
 
Änderungsantrag 151 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung 
[Bei Zustimmung zum Antrag 151 sind die Abstimmungen über die nachfolgenden  
Änderungsanträge im Kapitel 3.6 hinfällig] 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des nachfolgenden  
Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Streichung des ganzen Kapitels 3.6: 
 
3.6 Sozialverträgliche räumliche Entwicklung 
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[…] 
 

Mehrheit: Präsident Marco Denoth (SP), Referent; Vizepräsident Sven Sobernheim (GLP), Heidi 
Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger (SP), Patrick Hadi Huber (SP), 
Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Albert Leiser 
(FDP), Andrea Leitner Verhoeven (AL), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Cathrine Pauli 
(FDP), Christina Schiller (AL), Christine Seidler (SP), Dominique Zygmont (FDP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 95 gegen 14 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 Antrag 152 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Nicole Giger (SP): Es geht hier darum, dass im Kapitel 3.6 Sozialverträgliche räumliche 
Entwicklung unter «Ziele» eine Ergänzung erfolgt. Die soziale Durchmischung und der 
gesellschaftliche Zusammenhalt soll in Verdichtungs- und Erneuerungsprozessen erhal-
ten und neu womöglich auch gestärkt werden. Gerade im Norden der Stadt, aber nicht 
nur dort, gibt es heute bereits Quartiere, in denen eine stärkere Durchmischung wün-
schenswert wäre. Oftmals sind es auch genau diese Gebiete, die von der Verdichtung 
besonders betroffen sind. In Gebieten, die dichter werden und sich verändern, brauchen 
Bewohnerinnen und Bewohner Identifikations- und Begegnungsorte, die helfen können, 
den Zusammenhalt zu stärken. Auch ist eine soziale Durchmischung für ein funktionie-
rendes Quartierleben und eine lebendige Stadt unerlässlich. Wenn es gelingt, die soziale 
Durchmischung zu verbessern, damit sich die Menschen in ihrem Quartier zuhause und 
aufgehoben fühlen, können Wachstum und Verdichtung auch eine Chance sein. Deshalb 
ist es uns ein Anliegen, dass ein Effort erbracht wird, soziale Durchmischung und Zu-
sammenhalt nicht nur zu erhalten, sondern auch zu stärken. Zudem ist eine Mehrheit ve-
hement gegen die Streichung des Satzes «Besonderes Augenmerk liegt auf Gebieten, 
die aufgrund des sozio-ökonomischen Status der ansässigen Bevölkerung besonders 
empfindlich gegenüber Veränderungen sind.» Genau da ist der Effort nämlich speziell 
wichtig. 
 
Roger Bartholdi (SVP): Wir sehen das gleich wie der Stadtrat und finden es nicht nötig, 
dass man hier eine entsprechende Ergänzung macht. Wir finden es grundsätzlich sinn-
voll, die soziale Durchmischung zu erhalten, damit es keine Ausländer-, Büezer- oder 
Reichenquartiere gibt. Das aber zu stärken, finden wir nicht nötig. Jeder, der in dieser 
Stadt lebt, lebt hoffentlich freiwillig hier und ich hoffe, er wohnt auch freiwillig in dieser 
Liegenschaft, in diesem Haus oder Gebäude. 
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP): Die Schattierungen in dieser Diskussion werden 
unterschiedlich sein, weil es eine schwierige Frage ist und die Lösungsansätze 
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unterschiedlich sind. Die GLP stimmt hier mit der Mehrheit, weil wir sehr wohl der 
Meinung sind, dass wir im Zusammenhang mit dem Stadtwachstum die soziale 
Durchmischung ernst nehmen müssen. Die Siedlungsentwicklung nach innen kann nur 
als Mittel gegen die Zersiedelung wirken, wenn die Stadt Platz für alle schafft. Deshalb 
sind wir dezidiert der Meinung, dass man alles daransetzen muss, dass die Menschen 
nicht aus der Stadt vertrieben werden. Das funktioniert nur mit einer 
Gemeinwohlorientierung, die sich gleichermassen um genügend Lebensraum für besser 
und schlechter Verdienende kümmert. Wir müssen auch ehrlich sein, dass einige der 
neu definierten Verdichtungsgebiete sich durch eine geringe Schutzfähigkeit 
auszeichnen und dort oft weniger Geld und Wissen vorhanden ist, um gegen jede 
bauliche Entwicklung oder Erneuerung zu rekurrieren. Schliesslich sind wir auch der 
Meinung, dass wir das urbane Lebensgefühl nur positiv gestalten können, wenn wir nicht 
Ungleichheiten zwischen verdichtungsverschonten Quartieren oder 
Bevölkerungsgruppen und anderen zulassen. Wir haben wiederholt gehört, dass es Geld 
kostet, wenn die Verwaltung arbeitet und plant. Gerade beim Thema der sozialen 
Stabilität stellt sich die Frage, ob es uns letztendlich nicht teurer kommt, wenn die 
Verwaltung nicht arbeitet. Frankreich als Beispiel hat heute noch Probleme, seine 
städtebauliche Vergangenheit aus den 60er-Jahren zu bewältigen. Deshalb unterstützen 
wir die Notwendigkeit von Zielsetzungen für eine sozialverträgliche räumliche 
Entwicklung. 
 
Andrea Leitner Verhoeven (AL): Die AL kann gar nicht anders, als zuzustimmen. Es 
heisst hier «wo möglich gestärkt werden». Was soll das heissen? Wo ist da eine 
Massnahme? Dieser Zusatz macht die Forderung ja noch schwächer, als wenn es sie 
nicht gäbe. Es gibt keine Massnahme und die Begriffe «soziale Durchmischung» und 
«gesellschaftlicher Zusammenhalt» werden so leider sehr abstrakt. Es ist eine Tatsache, 
dass Menschen wegziehen und wir uns überlegen müssen, ob wir das 
sozialdarwinistisch so akzeptieren, oder ob wir an die Menschen denken, die wegziehen 
müssen. Wenn wir an sie denken, dann braucht es konkrete Massnahmen und 
Wohnungen, damit die Menschen bleiben können, das Quartier erhalten bleibt, es eine 
Quartieridentität gibt, ältere Menschen in der Stadt bleiben und keine pensionierten 
Personen aus Bestandeshäusern leergekündigt werden – bei den pensionierten 
Personen handelt es sich eigentlich nicht um eine sozioökonomisch vulnerable Gruppe. 
Es gibt immer noch die Illusion, dass es sich hier um hundert Personen handele und der 
Sozialstaat diese Menschen schon irgendwie auffangen könnte. Es geht aber um 
zehntausende Menschen und wir brauchen eine andere Lösung. Aber natürlich stimmen 
wir auch den schönen Worten zu. 
 
Marco Denoth (SP): Roger Bartholdi (SVP) sagte, er sei auf der Seite des Stadtrats. 
Das ist nicht ganz korrekt. Die SVP stellt gemeinsam mit der FDP einen 
Minderheitsantrag. Die Version des Stadtrats ist in dieser Version gar nicht zur Debatte 
gestellt. Ich entschuldige mich bei der FDP, dass ich sie in mein Votum einnahm. Ich 
dachte, ich hätte es genau abgesondert, indem ich einige einleitende Worte zum Kapitel 
3.6 sagte. Ich wollte Sie nicht in meine Haltung einnehmen. Ich denke, Ihre Haltung ist 
klar, aber wurde jetzt noch konkretisiert. Vielen Dank dafür. 
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Änderungsantrag 152 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.2 Ziele / a) Soziale Durchmischung erhalten und stärken 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
a) Soziale Durchmischung erhalten und stärken 

 
Die soziale Durchmischung und der gesellschaftliche Zusammenhalt sollen im weiteren Ver-
dichtungs- und Erneuerungsprozess der Stadt erhalten bleiben und wo möglich gestärkt wer-
den. Besonderes Augenmerk liegt auf Gebieten, die aufgrund des sozioökonomischen Status 
der ansässigen Bevölkerung besonders empfindlich gegenüber Veränderungen sind. 

 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
a) Soziale Durchmischung erhalten und stärken 

 
Die soziale Durchmischung und der gesellschaftliche Zusammenhalt sollen im weiteren Ver-
dichtungs- und Erneuerungsprozess der Stadt erhalten bleiben. Besonderes Augenmerk liegt 
auf Gebieten, die aufgrund des sozioökonomischen Status der ansässigen Bevölkerung be-
sonders empfindlich gegenüber Veränderungen sind. 

 
Mehrheit: Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger (SP), Referentin; Präsident Marco Denoth 

(SP), Vizepräsident Sven Sobernheim (GLP), Heidi Egger (SP), Patrick Hadi Huber 
(SP), Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Andrea 
Leitner Verhoeven (AL), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Christina Schiller (AL),  
Christine Seidler (SP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP), Cathrine 
Pauli (FDP), Dominique Zygmont (FDP) 

 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      0 Stimmen 
 
Antrag Mehrheit    75 Stimmen 
 
Antrag Minderheit    35 Stimmen 
 
Total 110 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   56 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 

 
 
 Antrag 153 

 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
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Roger Bartholdi (SVP): Mein Vorredner hat recht; unsere Haltung stimmt in diesem Fall 
nicht mit der Haltung des Stadtrats überein. Aber ansonsten ist es in dieser Debatte häu-
fig der Fall, dass wir den Antrag des Stadtrats unterstützen und nicht die Anträge von 
Links-Grün, die darüber hinaus gehen. Beim nächsten Antrag dürfte klar sein, dass 
Links-Grün anderer Meinung ist als die Minderheit. Die Minderheit besteht aus der SVP 
und FDP. Wir erachten nicht nur den preisgünstigen Wohnungsbau als wichtig, sondern 
möchten eine Vielfalt für jedes Preissegment. Auch bei der Mobilität soll jeder eine freie 
Wahl haben und das gleiche gilt für die Wohnungen. Vielfalt bedeutet, dass es für alle – 
also für den Klein- oder Wenigverdienenden bis hin zu den Gutverdienenden – ein Woh-
nungsangebot in der Stadt gibt und niemand ausgegrenzt wird. Wir setzen uns für alle 
ein und stellen deshalb den Änderungsantrag. 
 
Marco Denoth (SP): Ich zitiere die Gemeindeordnung Artikel 15, Absatz 4: «Die Stadt 
sorgt dafür, dass sich die Zahl der Wohnungen im Eigentum von gemeinnützigen Wohn-
bauträgerinnen und Wohnbauträgern die ohne Gewinnabsichten dem Prinzip kostende-
ckender Mieten verpflichtet sind, stetig erhöht. Sie strebt bei diesen Wohnungen einen 
Anteil von einem Drittel an allen Mietwohnungen an.» So steht es in unserer Verfassung 
und ich denke damit ist alles gesagt. 
 
Weitere Wortmeldung: 
 
Dominique Zygmont (FDP): Mit dem von Marco Denoth (SP) zitierten Satz aus der 
Gemeindeordnung ist alles gesagt und deshalb braucht es den Absatz hier nicht. Wir 
sollten aber vielleicht einmal über den Elefanten im Raum sprechen. Wir haben in der 
Stadt ein Wachstum an Personen und für diese Menschen müssen wir Wohnungen 
bauen und mehr Wohnraum schaffen. Das ist der Auslöser des kommunalen Richtplans 
und genau das sprechen wir mit dem Änderungsantrag an. Das Problem am 
kommunalen Richtplan könnte sein, dass er so viele neue Regulierungen, Vorschriften 
und Eingriffe einführt, dass am Ende sogar wegen dem kommunalen Richtplan weniger 
neue Wohnungen entstehen als ohne Richtplan. Das wäre ein Problem, weil wir dann 
die Aufgabe, neuen Wohnraum zu schaffen, nicht erfüllt hätten. Mit diesem Antrag gehen 
wir darauf ein, indem wir nicht einfach eine Kategorie von Wohnungen, sondern Vielfalt 
im Wohnungsbau verlangen. Wir wollen mehr und qualitativ gute Wohnungen für alle 
Menschen, die nach Zürich kommen.  
 
Änderungsantrag 153 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.2 Ziele / c) Angebot an preisgünstigen Wohnungen erhalten 
und verbessern 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des nachfolgenden  
Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
c) Angebot an preisgünstigen Wohnungen Grosse Vielfalt an Wohnungsangeboten erhalten und 

verbessern 
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Zürich verfügt über eine grosse Vielfalt an Wohnangeboten für verschiedene Lebensformen 
und unterschiedlich einkommensstarke Bevölkerungsgruppen. Der Anteil gemeinnütziger 
Wohnungen an der Gesamtheit der Mietwohnungen soll auf ein Drittel steigen. Die Stadt setzt 
sich im Rahmen ihrer Möglichkeiten für einen grosse Vielfalt an Wohnungsangeboten ein. 
substanziellen Anteil preisgünstigen Wohnraums in möglichst kleinräumiger Verteilung ein 
(preisgünstiger Wohnraum im Sinne von § 49b PBG, subventionierter Wohnraum sowie teil-
weiser Erhalt von preisgünstigem Bestand, sofern zweckmässig). 

 
Mehrheit: Präsident Marco Denoth (SP), Referent; Vizepräsident Sven Sobernheim (GLP), Heidi 

Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger (SP), Patrick Hadi Huber (SP), 
Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Andrea  
Leitner Verhoeven (AL), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Christina Schiller (AL),  
Christine Seidler (SP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP), Cathrine 
Pauli (FDP), Dominique Zygmont (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 77 gegen 36 Stimmen (bei 1 Enthaltung) 
zu. 

 
 
 Antrag 154 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Nicole Giger (SP): Der Antrag 154 verlangt im Kapitel 3.6 Sozialverträgliche räumliche 
Entwicklung unter den Massnahmen für eine sozialverträgliche Innenentwicklung eine 
Ergänzung sowie eine Umformulierung. So soll die Entwicklung des Anteils und die 
räumliche Verteilung von Zweitwohnungen nicht nur in periodischen Abständen, sondern 
in periodisch dichten Abständen überprüft werden. Zudem sollen bereits bei steigenden 
Zahlen umgehend Massnahmen ergriffen werden. So heisst es anstatt «bei problemati-
schen Entwicklungen werden geeignete Massnahmen ergriffen» neu «bei steigenden 
Zahlen der gewerblich kommerziell genutzten Zweitwohnungen werden umgehend ge-
eignete Massnahmen ergriffen». Gewerblich genutzte Zweitwohnungen wie Business-
Apartments und Airbnb setzen den Wohnungsmarkt in Zürich zusätzlich unter Druck. Es 
ist deshalb unerlässlich, dass Tendenzen schnell bemerkt werden und dann auch ent-
sprechend gehandelt werden kann. Deshalb ist eine Überprüfung der Anteile und der 
räumlichen Verteilung von Zweitwohnungen in periodisch dichten Abständen wichtig. Zu-
sätzlich sollen umgehend Massnahmen ergriffen werden, wenn die Zahlen steigen. Die 
Anzahl alleine ist der verlässlichste Wert, um die Tendenz zu bemerken und früh genug 
handeln zu können. Wieso wir statt «problematische Entwicklungen» «steigende Zah-
len» bevorzugen, liegt auf der Hand. Eine steigende Zahl ist klar. Was hingegen als 
problematisch angesehen wird, ist eine Auslegungssache. Wir haben das beim Fahrlän-
der-Bericht gesehen. Für problematisch hielten wir die steigende Zahl an Business-Ap-
partements nämlich nicht. 
 
Cathrine Pauli (FDP): Die Mehrheit fordert, dass man in periodisch dichteren Abständen 
über Zweitwohnungen berichtet. Wir verstehen nicht ganz, weshalb ein solcher Antrag 
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gestellt wird. Die Stadt erhebt und publiziert diese Zahlen jährlich. Wir sind der Meinung, 
dass die Publikation einmal jährlich ausreicht. Wir diskutieren zudem in der Spezialkom-
mission Hochbaudepartement, Stadtentwicklung (SK HBD/SE) eine Weisung, mit der 
eine Anpassung der Bau- und Zonenordnung (BZO)vorgenommen werden soll. Befristet 
vermietete Zweitwohnungen und Business-Apartments sollen nicht mehr zum Wohnan-
teil gerechnet werden um so die Zweitwohnungen einschränken zu können. Es kann 
sein, dass zukünftig in gewerblich dominierten Umgebungen auf einmal Zweitwohnun-
gen gebaut werden und das einen Druck auf gewerblich genutzte Immobilien auslöst. 
Wir können aber nicht alles reglementieren. Irgendwo gibt es auch einfach Marktpreise 
für Flächen und deshalb lehnen wir den Antrag ab. Wir sprechen bei den Zweitwohnun-
gen von 3,3 Prozent der Wohnungen der Stadt. Wir lehnen diesen Zusatz ab, da es bald 
eine BZO-Anpassung geben wird, die dank Ihrer Mehrheit sowieso durch den Rat und 
ins Gesetz kommen wird. 
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Andrea Leitner Verhoeven (AL): Ich würde gerne wissen, was «periodisch dicht» 
bedeuten soll. Wir möchten gerne mehr Berichterstattung, auch wenn es natürlich 
gewisse Zeitabstände braucht, um Zahlen generieren zu können. Sie sagen «bei 
steigenden Zahlen werden umgehend geeignete Massnahmen ergriffen.» Aber haben 
Sie Vorschläge für geeignete Massnahmen? Ich wende mich mit dieser Frage an STR 
André Odermatt. Mir fehlen die konkreten Ideen für Massnahmen und ich erwarte in 
diesem Punkt konkrete Ideen. Eine Massnahme ist dann geeignet, wenn sie den 
gewünschten Effekt bringt. Das alles hat aber nichts mit Regulierung zu tun. 
 
Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP): Die GLP geht hier mit der Minderheit und der 
Formulierung des Stadtrats, die den Zweitwohnungsmarkt periodisch überprüft und bei 
Bedarf – sofern sich eine problematische Entwicklung abzeichnet – Massnahmen 
ergreift. Auch wenn ich nicht glaube, dass es um eine Regulierung geht, wissen wir, 
dass der Verwaltungsaufwand nicht bescheiden ist und dass Zweitwohnungen auch 
nicht in allen Stadtgebieten gleich problembehaftet sind. Die Weisung wird in der SK 
HBD/SE behandelt. Die GLP lehnt den Antrag zur Erhöhung der Kontrollkadenz und 
dem umgehenden Ergreifen von Sofortmassnahmen deshalb ab. Wir glauben nicht, dass 
Alarmisimus in den Richtplan aufgenommen werden muss. 
 
Marco Denoth (SP): Andrea Leitner Verhoeven (AL) sagt, wir seien zu schwammig und 
nicht konkret genug in der Formulierung. Es macht im Richtplan aber keinen Sinn, eine 
Massnahme komplett auszuformulieren. Deshalb sprechen wir lieber von «geeigneten 
Massnahmen». Damit haben wir eine Grundlage, um mit Postulaten die geeigneten 
Massnahmen zu fordern. So verstehe ich den Richtplan. Ich finde, unsere Formulierung 
ist in Ordnung und wir werden sicher in Form von Postulaten geeignete Massnahmen 
fordern. Dort wird es dann sehr konkret. 
 
 
Änderungsantrag 154 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Sozialverträgliche Innenentwicklung / b) 
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Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
b) Die Stadt beobachtet und überprüft die Entwicklung der Anteile und der räumlichen Verteilung 

der Zweitwohnungen in periodischen periodisch dichten Abständen. Bei problematischen Ent-
wicklungen werden geeignete Massnahmen ergriffen. Bei steigenden Zahlen der gewerblich 
kommerziell genutzten Zweitwohnungen werden umgehend geeignete Massnahmen ergrif-
fen. 

 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger (SP), Referentin; Präsident Marco Denoth 
(SP), Heidi Egger (SP), Patrick Hadi Huber (SP), Gabriele Kisker (Grüne), Markus 
Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Andrea Leitner Verhoeven (AL), Christina  
Schiller (AL), Christine Seidler (SP) 

Minderheit: Cathrine Pauli (FDP), Referentin; Vizepräsident Sven Sobernheim (GLP), Roger Bartholdi 
(SVP), Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP),  
Dominique Zygmont (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 57 gegen 49 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 155 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Patrick Hadi Huber (SP): In diesem Kapitel gibt es leider viele schöne Worte, aber noch 
sehr wenige konkrete Ansätze. Wenn die Stadt selbst als Vermieterin auftritt, kann sie 
aber voll wirken. Wir hatten 2014 am Stauffacherquai 3 einen Fall, bei dem ein Coiffeur 
einem Boutiquehotel weichen musste. Ein anderes Beispiel, das für Diskussionen 
sorgte, war am Kollerhof, als man die Liegenschaft an einen Coop mit langen Öffnungs-
zeiten und Alkoholverkauf vermietete. Ich denke nicht, dass es weitere solche Geschäfte 
an der Langstrasse braucht. Auch wenn das Geschäft inzwischen etabliert ist, hätte die 
Stadt an diesem Ort die Möglichkeiten gehabt, dafür zu sorgen, im Rahmen der Innen-
verdichtungen auch die Sozialverträglichkeit zu prüfen und zu schauen, wie man selber 
beeinflussen kann, welche Art von Geschäft sich in solche eigenen Liegenschaften ein-
mieten. Das bedeutet, dass man die Vermietungspraxis periodisch immer darauf aus-
richtet, dass der Nutzungsmix auch immer ein wichtiger Bestandteil bleibt. 
 
Cathrine Pauli (FDP): Die Mehrheit fordert, dass die Stadt in den eigenen Gewerbeflä-
chen für einen Nutzungsmix im betroffenen Quartier sorgt. Die Stadt bestimmt also, wel-
che Nutzungen es in Gewerbeflächen in den verschiedenen Quartieren geben soll. Wo-
her soll die Stadt wissen, was wir in den Quartieren möchten? Weshalb gibt es in Flun-
tern an der Gloriastrasse zwei Apotheken und am viel grösseren Kreuzplatz nur eine 
Apotheke? Heisst das jetzt vielleicht, dass die Bevölkerung von Fluntern kränker ist als 
die von Hottingen? Niemand kennt die Gründe, weil der Markt bestimmt. Es ist nicht die 
Aufgabe des Staates, sich in den Nutzungsmix beim Gewerbe einzumischen. Das ist das 
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Spiel von Angebot und Nachfrage. Wir möchten keine planwirtschaftlichen, dirigistischen 
Eingriffe in dieses Spiel und wir möchten auch nicht als Bürgerinnen und Bürger bevor-
mundet werden, wo und was wir einzukaufen haben, nur weil es in den Quartieren einen 
Nutzungsmix braucht. Wir landen bei diesem Thema wieder beim ausgeglichenen Ein-
heitsbrei. Ein Nutzungsmix würde ja bedeuten, dass es in jedem Quartier das gleiche 
Angebot gibt, damit es dem perfekten Nutzungsmix entspricht. Wir sind der Meinung, 
dass das, was im kommunalen Richtplan als Erdgeschoss-Nutzung in den Quartierzen-
tren definiert ist, bereits über das Ziel hinausschiesst. Wir möchten keine Übergriffe 
durch den Staat in dieses Spiel, sondern unterschiedliche Quartierzentren in Fluntern 
und im Kreis 4. 
 
Weitere Wortmeldung: 
 
Patrick Hadi Huber (SP): Es geht nicht darum, dass die Stadt aktiv Nutzungen suchen 
geht, sondern, dass die Stadt bei mehreren Bewerberinnen für eine Liegenschaft auch 
die Möglichkeit hat, mitentscheiden zu können. Es soll vermieden werden, dass eine 
weitere Nutzung in eine Gegend hinzukommt, die es bereits fünfmal vor Ort gibt.   
 
Änderungsantrag 155 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Sozialverträgliche Innenentwicklung / Neue 
Massnahme c) 
[Die Buchstabierung der Massnahmen wird gemäss Ratsbeschluss angepasst] 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
c) Die Stadt sorgt bei der Vermietung eigener Gewerbeflächen für einen Ausgleich im Nutzungs-

mix für das betreffende Quartier. 
 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Patrick Hadi Huber (SP), Referent; Präsident Marco Denoth (SP), Vizepräsident Sven 
Sobernheim (GLP), Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger 
(SP), Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Andrea 
Leitner Verhoeven (AL), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Christina Schiller (AL),  
Christine Seidler (SP) 

Minderheit: Cathrine Pauli (FDP), Referentin; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert  
Leiser (FDP), Dominique Zygmont (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 78 gegen 37 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 156 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Christine Seidler (SP): Ich spreche zum Antrag 156, 157 und 162. Der freie Markt ist 
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bereits lange ein Marktversagen. In diesem Sinne ist die Aussage von Andrea Leitner 
Verhoeven (AL), dass wir jahrelang ausprobiert haben, wie es ohne Regulierungen funk-
tioniert und jetzt mal das andere an der Reihe ist, wirklich wahr. Kontinuierliches Bevöl-
kerungswachstum und die angestrebte bauliche Verdichtung sind leider gleichgesetzt mit 
Verdrängungs- und Entmischungsprozessen. Verdrängung generiert vielfach eine ur-
bane und gesellschaftliche Verarmung, weil das Quartier seine Struktur und die Men-
schen, die den Charakter eines Quartiers mitprägen und ausmachen, verliert. Es ist eine 
Binsenwahrheit, dass die einzige Konstante in der Stadtentwicklung Veränderung ist. 
Das hat aber wenig mit Gentrifizierung zu tun. Als Beispiel möchte ich Ihnen die jüngste 
Entwicklung an der Langstrasse anführen. Ich könnte aber genauso gut das Seefeld-
quartier oder das Niederdorf nehmen. Die Langstrasse war einst das lateinische Viertel 
und war jahrelang geprägt von dem stigmatisierenden Rotlichtmilieu, aber genauso von 
einer Diaspora von Spaniern, Portugiesen, Italienern, Griechen inklusive den dazugehö-
rigen Spezialläden, Restaurants, Treffpunkten der Arbeiterbewegung und Kulturräumen, 
wo Flugblätter gedruckt wurden. Das Langstrassenquartier galt jahrelang als «abezupft» 
und niemand, der ganz bei Trost war, wäre auf die Idee gekommen, dort in den Ausgang 
zu gehen oder da zu wohnen. Genau das «Abezupfte», Chaotische und Farbige machte 
die schillernde Langstrasse aus. Die Langstrasse changiert schon lange nicht mehr. Sie 
wurde optimiert, durchorganisiert und rationalisiert und entspricht heute dem System von 
urbanem Hochglanz, samt im Stadtjargon bezeichneter «Ballermannmeile». Mit der Gen-
trifizierung der Langstrasse ging definitiv etwas verloren, das zu Zürich gehörte und Zü-
rich ausmachte. Mit der Gentrifizierung der Langstrasse verlor Zürich ein Stadtoriginal 
und damit ein Stück Identität. Die lateinische Diaspora der Langstrasse lebt heute im 
besten Fall in Altstetten oder Schwamendingen, meistens aber in Schlieren oder Mett-
menstetten, Dietikon oder Spreitenbach. Ihre Geschäfte, Restaurants und Kinos haben 
sie aufgegeben und die soziodemografische Struktur in der Langstrasse hat sich von ei-
ner strukturschwachen Migranten zu strukturstarken und einkommensstarken Mietenden 
verschoben. Es gibt diverse Verankerungen in der Verfassung, wie auch den wohnpoliti-
schen Grundsatzartikel, Paragraf 49 b im Planungs- und Baugesetz (PBG), Absatz 4 in 
der Geschäftsordnung, der die konsequente Förderung von preisgünstigem Wohnraum 
fordert. Das sind hehre Ziele, aber die Erfüllung sozial nachhaltiger Verdichtung im 
Richtplan ist wahrscheinlich das anspruchsvollste Kapitel. Die Mietpreisentwicklung ver-
schiebt sich wie im ausgeführten Beispiel der Langstrasse von einst günstigen Wohnun-
gen zu Wohnraum, der für viele Menschen unerschwinglich ist. Der Anstieg des Miet-
preisquantils wird durch Gentrifizierung ausgelöst und dehnt sich innerhalb der Stadt 
aus. Das Phänomen überträgt sich auf Zürich-West über den Gleisraum hinaus auf Alt-
stetten und immer mehr in die Peripherie der Stadt Zürich. Grund ist aber nicht nur die 
Gentrifizierung, sondern auch der Siedlungsdruck, der Preisdruck und die hohe Nach-
frage nach Wohnraum in der Stadt. Selbst in Quartieren, in denen man bisher – aus wel-
chen Gründen auch immer – nicht wohnen wollte oder die definiert oder undefiniert un-
beliebt sind, kann man sich jetzt keine Wohnungen mehr leisten. Affoltern, Seebach, 
Leutschenbach, Schwamendingen und selbst Leimbach kommen mittlerweile unter 
Druck. Das sind genau die Gebiete, die im Rahmen des Richtplans am meisten verdich-
tet werden. Das ist das Problem. Deshalb versuchten wir in der BeKo RP SLÖBA/V ver-
zweifelt, nach pragmatischen Lösungsansätzen zu suchen. Diesen Ansätzen sind die 
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Anträge gewidmet. Der Antrag 156 möchte, dass die Verdichtung an Qualitätsanforde-
rungen geknüpft wird und Planungsformate und Verfahren prozessorientiert mit Beteili-
gung und kooperativ verfolgt werden, damit man genau das abfedern kann. 
 
Cathrine Pauli (FDP): Mein Votum bezieht sich ausschliesslich auf die Massnahme, die 
zusätzlich gefordert wird. In dieser Maßnahme wird verlangt, dass die Verdichtung an 
Qualitätsforderungen geknüpft wird. Was heisst das Wort «Qualitätsforderung» im Zu-
sammenhang mit der Verdichtung? Wir haben im Lauf der Debatte gesehen, wie unter-
schiedlich die Qualitätsforderungen hier im Rat definiert werden. Das Schwerpunktthema 
der GLP liegt im Bereich Verdichtung durch Hybridbauten und Hochhäuser, die EVP 
möchte am liebsten die Einführung der Freiflächenziffer, die Grünen würden am liebsten 
Arbeitsplätze begrenzen, damit es keinen Pendlerverkehr gibt, und die SP wünscht sich 
überall Quartierzentren. Der Antrag ist dann offensichtlich zu offen formuliert. Ein weite-
rer Punkt in diesem Antrag ist die Forderung der Mehrheit, dass «die Planungsformate 
und Verfahren prozessorientiert, partizipativ und kooperativ sind». Sind damit formelle 
Planungsprozesse gemeint, die durch eine gesetzliche Grundlage definiert und vorgege-
ben werden müssen, oder sind da informelle Planungsinstrumente und -prozesse ge-
meint, die eher im Sinn von «die Stadt wirkt hin» wirken? Eine solche Massnahme ist für 
und als Minderheit zu unklar und zu ungreifbar, als dass wir ihr zustimmen könnten. 
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Sven Sobernheim (GLP): Mit den vorhergehenden Anträgen und der Beratung 
beschlossen wir in diesem Kapitel drei Ziele: 1. Soziale Durchmischung stärken, 2. die 
Versorgung mit sozialen Angeboten gewährleisten und 3. das Angebot an 
preisgünstigem Wohnraum erhalten und verbessern. Jetzt diskutieren wir über eine 
Massnahme, die ein prozessorientiertes, partizipatives und kooperatives Planen 
ermöglichen soll. Mir ist das Ziel der Massnahme aber nicht klar. Jede Massnahme in 
diesem Richtplan soll schliesslich ein Ziel erfüllen, aber diese Massnahme führt zu 
keinem der drei Ziele. Gerade das preisgünstige Bauen wird wohl nicht dadurch gestärkt, 
dass Verfahren verlängert und vergrössert werden. Ich selbst war Teilnehmer an der 
Veranstaltung der Quartiervereine und der quartiernahen Organisationen. Es war ein 
spassiger Event mit sehr vielen Teilnehmenden, ich lernte und sah viel. Ich glaube aber 
nicht, dass ein solcher Prozess mit so viel Teilnehmenden meine Wohnung im Quartier 
vergünstigt. 
 
Johann Widmer (SVP): Christine Seidler (SP) sprach von Marktversagen, dabei geht es 
hier um Qualität. Das Konzept Marktversagen ist der dümmste Irrtum der Linken. Es gibt 
auf der ganzen Welt keinen einzigen freien Markt, dafür tausende serbelnde 
linksregulierte Volkswirtschaften. Deshalb wehre ich mich gegen solch dumme 
Aussagen. Mit dem RP SLÖBA tragen wir heute den letzten Resten Freiheit des Marktes 
und der sozialen Gerechtigkeit zu Grabe. Wenn Sie schneller vorwärts machen, kommt 
auch schneller der Zusammenbruch unseres Sozialismus. Sozialistische Diktaturen und 
Planwirtschaft haben noch nirgends überlebt. Dieses Modell ist längst gescheitert. 
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Änderungsantrag 156 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Sozialverträgliche Innenentwicklung /  
Neue Massnahme d) 
[Die Buchstabierung der Massnahmen wird gemäss Ratsbeschluss angepasst] 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
d) Verdichtung muss an Qualitätsanforderungen geknüpft werden. Planungsformate und  

-verfahren sind prozessorientiert, partizipativ und kooperativ. 
 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Christine Seidler (SP), Referentin; Präsident Marco Denoth (SP), Heidi Egger (SP),  
Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger (SP), Patrick Hadi Huber (SP), Gabriele 
Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Andrea Leitner  
Verhoeven (AL), Christina Schiller (AL) 

Minderheit: Cathrine Pauli (FDP), Referentin; Vizepräsident Sven Sobernheim (GLP), Roger 
Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP), Dr. Ann-Catherine Nabholz 
(GLP), Dominique Zygmont (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 60 gegen 46 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 157 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Christine Seidler (SP): Es geht hier um eine Massnahme, die die Gentrifizierung abfe-
dern soll. Die Planung geht je länger je mehr nicht von finalen Plänen aus, sondern es 
wird stärker prozessorientiert geplant. Durch die hohe Komplexität muss die Adaptierbar-
keit und die Agilität aufrecht erhalten bleiben. Eine Form des prozessorientieren Planens 
ist die Etappierung. Die Etappierung führt dazu, dass man langsamer verdichten und 
entwickeln kann und immer ein gewisser Bestand von Altbauten oder günstigen Woh-
nungen erhalten bleibt. Man spricht in der Regel von einem Drittel. Die Etappierung ist 
also eine mögliche Massnahme, wie man Verdrängung abfedern oder wenigstens abmil-
dern kann. Mit diesem Antrag soll das Monitoring auf die Etappierung erweitert werden. 
Die Etappierung soll möglichst im ganzheitlichen Sinn und kontextuell angelegt werden, 
damit man das Prinzip der Kostenmiete etappiert umsetzen kann. So kann auch die 
Identität eines Quartiers erhalten werden. 
 
Cathrine Pauli (FDP): Es geht hier bei dieser Massnahme um die Förderung von Ge-
werbebauten nach dem Prinzip von Kostenmiete und eine «etappierte Entwicklung, 
Kleinlichkeit und kontextuelle Planung». Ich wüsste sehr gerne, was das bedeutet. Die 
Minderheit stimmt voll damit überein, dass eine gute soziale Durchmischung für eine le-
bendige und wachsende Stadt zentral ist. Wir sehen auch die Gefahr, die die Gentrifizie-
rung in einer Stadt von überregionaler Ausstrahlung mit interessanten Arbeitgebern, 
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spannenden kulturellen Angeboten und mit hoher Wohnqualität darstellt. Es gibt genü-
gend Beispiele aus anderen beliebten Städten wie Berlin und New York. Aber die Stadt 
Zürich unternimmt bereits viel. Die sozialverträgliche Innenentwicklung ist in der Gemein-
deordnung der Stadt Zürich und dem Planungs- und Baugesetz (PBG) bereits gesetzlich 
verankert. Absatz 1 Artikel 2 der Gemeindeordnung hält fest, dass eine soziale Durchmi-
schung in allen Quartieren für die Stadt verpflichtend ist. Absatz 4, Artikel 2 schreibt vor, 
dass der Anteil von Wohnungen mit kostendeckenden Mieten auf einen Drittel aller Woh-
nungen erhöht werden muss. Im PBG gibt es vier Paragraphen zur sozialverträglichen 
Innenentwicklung. Die Stadt unternimmt also bereits viel und die Stadtentwicklung veröf-
fentlichte Publikationen zu dem Thema wie 2019 einen Leitfaden zu den Erfolgsfaktoren 
sozialnachhaltiger Ersatzneubauten und Sanierungen, 2015 eine Arbeitshilfe zu sozial-
räumlichen Aspekten bei Planen und Bauen und 2006 eine Checkliste zu Mitwirkungs- 
und Beteiligungsprozessen. Eigentlich ist also alles vorhanden, wir müssen es nur um-
setzen. Zu guter Letzt wurde 2020 im Zusammenhang mit dem Sozialmonitoring der 
sehr interessante Begleitbericht «Städtische Handlungsansätze für eine sozialverträgli-
che räumliche Entwicklung bei baulichen Erneuerungsprozessen» veröffentlicht. Darin 
wird auf 24 Seiten festgehalten, wie, mit was, und wo die Stadt im Bereich sozialverträg-
liche Innenentwicklung aktiv sein kann. Darin ist aber nicht die Rede davon, dass wir 
neue Gesetze, Verordnungen und Prozesse einführen müssen. Ich interpretiere das so, 
dass die Stadt bereits über genügend Spielraum verfügt. Beim Thema «Kontextuelle Pla-
nung und Kleinteiligkeit» frage ich mich, wer hier im Ratssaal weiss, was kontextuelle 
Planung bedeutet? Ich weiss es nicht und fand auch im Internet keine Referenz. Man 
kennt den Begriff offensichtlich nicht. Wir finden auch den Abschnitt zur Kleinteiligkeit als 
Mittel gegen Gentrifizierung in einer Weltstadt Zürich unnötig und lehnen ihn ab. 
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Sven Sobernheim (GLP): Auch dieser Antrag ist in meinen Augen einfach eine 
Aneinanderreihung von Worten, die gut klingen, aber nichts zur Erreichung der Ziele 
beitragen. Es ist nicht ersichtlich, wie diese Massnahme der Zielerreichung in diesem 
Kapitel helfen soll. 
 
Christine Seidler (SP): Ich ging davon aus, dass Cathrine Pauli (FDP) den Wirkungszu-
sammenhang zwischen Kleinteiligkeit und Etappierung als ETH-Architektin kennt. Kon-
textuelle Planung meint die ganzheitliche Planung, die im Kontext erfolgt. Man sieht sich 
also das Quartier an und nicht nur ein Areal. Man sieht sich an, was gut funktioniert, wo 
es Defizite gibt, wo man ergänzen und Identität stärken oder nicht vorhandenes hinzufü-
gen muss. Die Kleinteiligkeit und die Etappierbarkeit ist ein anerkanntes Mittel und eine 
anerkannte Massnahme, um Sozialraumverträglichkeit zu fördern und Verdrängung ab-
zufangen, damit man einer langsameren Entwicklung Rechnung tragen kann. 
 
Johann Widmer (SVP): Als Mitglied des Instituts für Informatik und Telematik (II SS) 
und Förderer junger Studierender in Marktwirtschaft dürfte Christine Seidler (SP) in einer 
Diskussion mit mir einen schweren Stand haben. 
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Änderungsantrag 157 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Sozialverträgliche Innenentwicklung /  
Neue Massnahme e) 
[Die Buchstabierung der Massnahmen wird gemäss Ratsbeschluss angepasst] 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
e) Die Stadt befasst sich in Ergänzung zum Monitoring aktiv mit der Fragestellung, wie bei der 

Siedlungsverdichtung die Verdrängung der ansässigen Bevölkerungsgruppen vermieden wer-
den kann. Sie fördert und fordert aktiv Planungsmassnahmen einer etappierten Entwicklung, 
Kleinteiligkeit, kontextuelle Planungen (keine abschliessende Aufzählung) und fördert Wohn- 
und in Quartierzentren Gewerbebauten, die das Prinzip der Kostenmiete erfüllen und gewähr-
leistet dadurch eine sozialverträgliche Innenentwicklung. 

 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Christine Seidler (SP), Referentin; Präsident Marco Denoth (SP), Heidi Egger (SP),  
Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger (SP), Patrick Hadi Huber (SP), Gabriele 
Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Andrea Leitner  
Verhoeven (AL), Christina Schiller (AL) 

Minderheit: Cathrine Pauli (FDP), Referentin; Vizepräsident Sven Sobernheim (GLP), Roger 
Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP), Dr. Ann-Catherine Nabholz 
(GLP), Dominique Zygmont (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 67 gegen 48 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 158 

 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Roger Bartholdi (SVP): Auf diesen Antrag beruft sich meiner Meinung nach die AL in 
ihrer Fraktionserklärung: «Die SVP will, dass über den Richtplan der Anteil von Auslän-
derinnen und Ausländer begrenzt wird.» In unserem Antrag steht aber: «Die Stadt beo-
bachtet und überprüft die Entwicklung des Ausländeranteils und von Personen mit Mig-
rationshintergrund in den einzelnen Gebieten. Bei problematischen Entwicklungen (unter 
anderem hoher Anteil ausländischer Herkunft) werden geeignete Massnahmen ergrif-
fen.» Nicht mehr und nicht weniger fordern wir. Das hat nichts mit einer Begrenzung, wie 
es die AL-Fraktionserklärung suggeriert, zu tun. Die Stadt hätte auch gar keine Kompe-
tenz dazu. Jeder hat das Recht, eine Wohnung zu mieten, egal welchen Pass er besitzt. 
Wir können darauf keinen Einfluss nehmen. Wir möchten mit dem Antrag die Sozialver-
träglichkeit und die Durchmischung fördern, damit es eben nicht an einem Ort einen sehr 
hohen Anteil an Ausländern hat. Wir sprechen hier nicht von der ganzen Stadt, sondern 
eben von einzelnen Gebieten. Auch Sie müssten ein Interesse daran haben, dass es 
eine Durchmischung von Ausländerinnen und Ausländern, die in die Stadt ziehen, und 
Anwohnern gibt. Das macht gerade mit Blick auf die Ausschreitungen und die Ghettoent-
wicklung in Paris Sinn. Solche Zustände will hier drinnen sicher niemand. Der Stadtrat 
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hat nicht allzu viele Massnahmen, er kann aber an Private appellieren und bei städti-
schen Wohnungen für eine Vielfalt von Wohnungen in allen Gebieten sorgen. In einem 
Quartier wie beispielsweise Grünau macht es Sinn, auch Wohnungen zu haben, die 
nicht nur für Kleinverdienende sind, damit der Ausländeranteil nicht zu hoch ist, während 
er im Ort nebenan tief ist. Es geht uns um diese Verteilung im Stadtgebiet. Wir haben 
kein generelles Problem mit Ausländern, Sie hingegen wollen keine gutverdienenden 
Ausländer und lehnen den Antrag zur Vielfalt ab. Sie sprechen nur über preisgünstigen 
Wohnungen, weil es für Sie scheinbar nur das gibt. Sie sehen nur den bösen Markt und 
teure Wohnungen, wir möchten aber alle: Grossverdiener und Kleinverdiener – unabhän-
gig von ihrem Pass. Wir sind nicht total gegen Einwanderung, aber finden, dass sie ge-
steuert werden muss. Das ist aber eine nationale Aufgabe und nicht Bestandteil des 
Richtplans. 
 
Sven Sobernheim (GLP): Die Minderheit, die eigentlich das ganze Kapitel streichen 
wollte, möchte jetzt plötzlich beim Ausländeranteil eine Ausnahme machen und fordert 
hier ein Monitoring – sie fordern also ein Monitoring in einem Kapitel, das sie grundsätz-
lich ablehnen. Die Mehrheit sieht keinen Bedarf, das Thema Herkunft speziell zu beach-
ten, weil das Thema Herkunft ein Teilaspekt der sozialen Durchmischung darstellt und 
somit in diesem Kapitel bereits abgedeckt ist. 
 
Weitere Wortmeldung: 
 
Andrea Leitner Verhoeven (AL): Formell bin ich mit Sven Sobernheim (GLP) einver-
standen. Es ist total inkonsequent, alles streichen zu wollen, aber gleichzeitig dieses Mo-
nitoring zu fordern. Es ist immer wieder erstaunlich, wie die SVP verbal einen Sehn-
suchtsort von Ausländern aufbaut. Was ist eigentlich ein Ausländer? Das wird hier über-
haupt nicht klar. Der Antrag beinhaltet auch einen Deutschfehler: «Bei problematischen 
Entwicklungen (u. a. hoher Anteil ausländischer Herkunft)». Aber wessen Herkunft? Was 
meinen Sie damit? Man muss den Antrag nur schon allein aus sprachlichen Gründen ab-
lehnen. 
 
Änderungsantrag 158 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Sozialverträgliche Innenentwicklung /  
Neue Massnahme f) 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des nachfolgenden  
Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
f) Die Stadt beobachtet und überprüft die Entwicklung des Ausländeranteils und von Personen 

mit Migrationshintergrund in den einzelnen Gebieten. Bei problematischen Entwicklungen 
(u. a. hoher Anteil ausländischer Herkunft) werden geeignete Massnahmen ergriffen. 
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Mehrheit: Vizepräsident Sven Sobernheim (GLP), Referent; Präsident Marco Denoth (SP), Heidi 

Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger (SP), Patrick Hadi Huber (SP), 
Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Albert Leiser 
(FDP), Andrea Leitner Verhoeven (AL), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Cathrine 
Pauli (FDP), Christina Schiller (AL), Christine Seidler (SP), Dominique Zygmont (FDP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP)  
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 99 gegen 13 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 159 

 
Kommissionsreferent: 
 
Roger Bartholdi (SVP): In diesem gleichlautenden Antrag geht es um die städtischen 
Wohnsiedlungen. Bis jetzt hiess es bei baulichen Veränderungen «sollen die Bewohne-
rinnen und Bewohner möglichst frühzeitig und umfassend über die Konsequenzen und 
Optionen informiert werden». Wir finden, dass es hier ganz klar heissen muss: «Bei […] 
städtischen Wohnsiedlungen sind die BewohnerInnen frühzeitig und umfassend über die 
Konsequenzen zu orientieren». Bauliche Veränderungen macht man nicht von heute auf 
morgen und es ist richtig und wichtig, dass man die Bewohnerinnen und Bewohner mög-
lichst früh informiert.  
 
Änderungsantrag 159 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Umgang mit baulichen Veränderungen / c) 
 
Die BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
c) Bei baulichen Veränderungen von städtischen Wohnsiedlungen sind sollen die BewohnerIn-

nen möglichst frühzeitig und umfassend über die Konsequenzen und Optionen zu orientieren 
informiert werden. Bei grösseren Entwicklungsvorhaben sind die Bedürfnisse der betroffenen 
Bevölkerung im Rahmen von geeigneten Mitwirkungsverfahren einzubinden. Bei Liegen-
schaften grösserer privater Wohnbauträger wirkt die Stadt auf die Berücksichtigung dieser 
Anliegen hin. 

 
Zustimmung: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Präsident Marco Denoth (SP), Vizepräsident Sven 

Sobernheim (GLP), Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger (SP), 
Patrick Hadi Huber (SP), Stephan Iten (SVP), Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss 
(Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Albert Leiser (FDP), Andrea Leitner Verhoeven (AL),  
Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Cathrine Pauli (FDP), Christina Schiller (AL), Christine 
Seidler (SP), Dominique Zygmont (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der BeKo RP SLÖBA/V mit 111 gegen 0 Stimmen (bei 0 Ent-
haltungen) zu. 
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 Antrag 160 

 
Kommissionsmehrheit Anträge 160, 161 und 165: 
 
Patrick Hadi Huber (SP): Der Antrag betrifft die Nummer 160 und 161 und ich spreche 
auch gleich noch zu 165. Es geht um einen Gegenvorschlag des Stadtrats, den ich auch 
gerne übernahm. Damit werden die Buchstaben c, d und e nach der jetzigen Vorlage 
noch von den Massnahmen von Kapitel 3.6.3 abgeändert. Alle drei Anträge wollen den 
gleichen Inhalt festsetzen. Die Stadt soll im Rahmen ihrer Möglichkeiten für die Umset-
zung ihrer eigenen Leitfäden, beispielsweise vom Leitfaden «Erfolgsfaktoren, sozial 
nachhaltiger Ersatzneubauten und Sanierungen» sorgen. Die aufgeführten Grundsätze 
und Leitfäden wurden in der Kommission immer wieder genannt und der hier genannte 
ist auch in der Liste der fachlichen Grundlagen bereits aufgeführt. Die genannten Punkte 
sind um ein Vielfaches konkreter und es ist sicher wichtig, dass wir das dahinterste-
hende Wissen weitergeben. Es soll auch ein konkretes Monitoring-Element sein. Mit der 
expliziten Aufnahme kann die Stadt auch Private darauf hinweisen und vielleicht etwas 
bewegen. Ich mache mir zwar keine Illusionen und bezweifle, dass sich alle Privaten auf 
die Leitsätze stürzen werden, aber besser man weist aktiv auch auf die städtischen Ziele 
hin, als nichts zu tun. Die FDP will am liebsten alle Privaten ganz aus dem Richtplan 
streichen und aus der Verantwortung nehmen. Ihnen ist sogar das sanfte Hinwirken auf 
die Berücksichtig der Anliegen zu viel und Sie wollen die Änderung deshalb auch bei 160 
und 161 streichen. Ich kann nicht nachvollziehen, weshalb Sie die Änderung dann nicht 
auch bei 165 streichen möchten. Es handelt sich letztlich um ein Ziel der Allgemeinheit 
und der Hinweis tut letztlich auch niemandem weh. 
 
Kommissionsminderheit Anträge 160 und 161: 
 
Cathrine Pauli (FDP): Auch ich fasse das Votum für 160 und 161 zusammen. Die Min-
derheit könnte mit der Textänderung einer Ergänzung um den Hinweis auf die städti-
schen Leitfäden leben. Das zählte ich selbst beim Votum 158 auf. Der Minderheit geht 
es aber um etwas ganz anderes. In der Massnahme c geht es um die Einbindung der 
betroffenen Bevölkerung im Rahmen von geeigneten Mitwirkungsverfahren, damit grös-
sere private Wohnbauträger das Anliegen berücksichtigen. Die Verwaltung kann aber 
nicht sagen, was das Hinwirken genau bedeutet. Eine gesetzliche Verpflichtung für Bau-
herren gibt es nicht und ist auch nicht geplant. Wir leben in einem Rechtssystem, in dem 
private Wohnbauträger, also auch Genossenschaften, selbst entscheiden können, wie 
sie mit ihren Liegenschaften umgehen und wie sie die Mieterschaft partizipieren lassen 
und inkludieren. Wir können keine Vorgaben machen, wie ein solches Mitwirkungsver-
fahren oder ein Hinwirken für die Privaten aussehen soll. Es wird bereits genügend un-
ternommen. In der Massnahme d, Antrag 161 geht es um die Vermeidung von uner-
wünschten sozialen Folgen bei flächigen, baulichen Veränderungen. Die Verwaltung 
sagt dazu auch, dass die benannte Massnahme ein Ausfluss des Auftrags aus Artikel 2 
der Geschäftsordnung ist. Es ist schön und gut und auch bereits gesetzlich verankert, 
dass man die soziale Durchmischung in allen Quartieren schützen muss. Es heisst auch, 
dass der Auftrag nicht nur unmittelbar in den stadteigenen Wohnsiedlungen umgesetzt 
werden soll, sondern die Stadt auch die Verpflichtung hat, private Wohnbauträger auf die 
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sozialen Herausforderungen bei der Innenentwicklung hinzuweisen und zu sensibilisie-
ren. STP Corine Mauch formulierte eben aus, dass sie dies mit guter Informationspolitik 
bereits machen. Wenn es aber die Absicht der Verwaltung ist, dies auch gesetzlich zu 
verankern, dann soll sie in der Gemeindeordnung gesetzlich vorschreiben, dass es wirk-
lich für alle – also auch für private Eigentümer – verpflichtend ist und diese Forderung 
nicht über ein «Hinwirken» verwässern. Wir sind deshalb für eine Streichung der letzten 
Sätze. 
 
 
Änderungsantrag 160 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Umgang mit baulichen Veränderungen / c) 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
c) Bei baulichen Veränderungen von städtischen Wohnsiedlungen sollen die BewohnerInnen 

möglichst frühzeitig und umfassend über die Konsequenzen und Optionen informiert werden. 
Bei grösseren Entwicklungsvorhaben sind die Bedürfnisse der betroffenen Bevölkerung im 
Rahmen von geeigneten Mitwirkungsverfahren einzubinden. Bei Liegenschaften grösserer 
privater Wohnbauträger wirkt die Stadt unter Verweis auf die entsprechenden städtischen 
Leitfäden für eine sozial nachhaltige Entwicklung auf die Berücksichtigung dieser Anliegen 
hin. 

 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
c) Bei baulichen Veränderungen von städtischen Wohnsiedlungen sollen die BewohnerInnen 

möglichst frühzeitig und umfassend über die Konsequenzen und Optionen informiert werden. 
Bei grösseren Entwicklungsvorhaben sind die Bedürfnisse der betroffenen Bevölkerung im 
Rahmen von geeigneten Mitwirkungsverfahren einzubinden. Bei Liegenschaften grösserer 
privater Wohnbauträger wirkt die Stadt auf die Berücksichtigung dieser Anliegen hin. 

 
Mehrheit: Patrick Hadi Huber (SP), Referent; Präsident Marco Denoth (SP), Vizepräsident Sven 

Sobernheim (GLP), Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger 
(SP), Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Andrea 
Leitner Verhoeven (AL), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Christina Schiller (AL),  
Christine Seidler (SP) 

Minderheit: Cathrine Pauli (FDP), Referentin; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert  
Leiser (FDP), Dominique Zygmont (FDP) 

 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      0 Stimmen 
 
Antrag Mehrheit    78 Stimmen 
 
Antrag Minderheit    33 Stimmen 
 
Total 111 Stimmen 
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= absolutes Mehr   56 Stimmen 
 
Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 

 
 
 Antrag 161 

 
Begründung Kommissionsmehrheit/ -minderheit siehe Antrag 160 
 
 
Änderungsantrag 161 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Umgang mit baulichen Veränderungen / d) 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
d) Um flächige bauliche Veränderungen mit den daraus resultierenden unerwünschten sozialen 

Folgen zu vermeiden, wird bei städtischen Wohnsiedlungen im Rahmen einer langfristigen 
Strategie der Bestand schrittweise erneuert und verdichtet. Bei Liegenschaften grösserer pri-
vater Wohnbauträger wirkt die Stadt unter Verweis auf die entsprechenden städtischen Leit-
fäden für eine sozial nachhaltige Entwicklung auf die Berücksichtigung dieser Anliegen hin. 

 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
d) Um flächige bauliche Veränderungen mit den daraus resultierenden unerwünschten sozialen 

Folgen zu vermeiden, wird bei städtischen Wohnsiedlungen im Rahmen einer langfristigen 
Strategie der Bestand schrittweise erneuert und verdichtet. Bei Liegenschaften grösserer  
privater Wohnbauträger wirkt die Stadt auf die Berücksichtigung dieser Anliegen hin. 

 
Mehrheit: Patrick Hadi Huber (SP), Referent; Präsident Marco Denoth (SP), Vizepräsident Sven 

Sobernheim (GLP), Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger 
(SP), Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Andrea 
Leitner Verhoeven (AL), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Christina Schiller (AL),  
Christine Seidler (SP) 

Minderheit: Cathrine Pauli (FDP), Referentin; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert  
Leiser (FDP), Dominique Zygmont (FDP) 

 
Abstimmung gemäss Art. 36 GeschO GR (gleichgeordnete Anträge): 
 
Antrag Stadtrat      0 Stimmen 
 
Antrag Mehrheit    81 Stimmen 
 
Antrag Minderheit    35 Stimmen 
 
Total 116 Stimmen 
 
= absolutes Mehr   59 Stimmen 
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Damit ist dem Antrag der Mehrheit zugestimmt. 
 
 
 Antrag 162 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Christine Seidler (SP): Es geht hier um das Einfügen der Etappierung und das Bemü-
hen, für die sozialraumverträgliche Entwicklung im ganzen Entwicklungs- und Verdich-
tungsprozess die Etappierung umzusetzen. Die Etappierung ist eine gute Massnahme 
und es ist nachgewiesen, dass so die Gentrifizierung abgefedert werden kann.  
 
Roger Bartholdi (SVP): Wir finden es überflüssig, das Wort zu ergänzen, weil klar 
«schrittweise» drinnen steht. Aus unserer Sicht ist die Ergänzung deshalb unnötig. 
 
Änderungsantrag 162 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Umgang mit baulichen Veränderungen / d) 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
d) Um flächige bauliche Veränderungen mit den daraus resultierenden unerwünschten sozialen 

Folgen zu vermeiden, wird bei städtischen Wohnsiedlungen im Rahmen einer langfristigen 
Strategie der Bestand schrittweise erneuert und verdichtet (Etappierung). Bei Liegenschaften 
grösserer privater Wohnbauträger wirkt die Stadt auf die Berücksichtigung dieser Anliegen 
hin. 

 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Christine Seidler (SP), Referentin; Präsident Marco Denoth (SP), Vizepräsident Sven 
Sobernheim (GLP), Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger 
(SP), Patrick Hadi Huber (SP), Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne),  
Pascal Lamprecht (SP), Andrea Leitner Verhoeven (AL), Dr. Ann-Catherine Nabholz 
(GLP), Christina Schiller (AL) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP), Cathrine 
Pauli (FDP), Dominique Zygmont (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 77 gegen 34 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 163 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Marco Denoth (SP): In diesem Kapitel soll der Schwerpunkt der sozialdemokratischen 
Politik verankert werden – konkret preisgünstiges Wohnen, Aufwertung versus Verdrän-
gung und soziale Durchmischung. Jedes Baugespann in Zürich zeigt mir, dass wieder 
viele Menschen ihren Platz räumen und wegziehen müssen und, dass neuerer, teurerer, 
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schönerer und vielleicht auch energieeffizienterer Wohnraum entsteht, den sich viele 
Menschen nicht mehr leisten können. Ich weiss, dass es anders geht. Ich bin überzeugt, 
dass auch eine Mehrheit der Mitglieder des Hauseigentümerverbands der Meinung ist, 
dass sich Menschen den von ihnen angebotenen Wohnraum leisten können und lang-
fristig in den Wohnungen leben können sollen. Ich bin auch eines dieser Mitglieder. Das 
Spannungsfeld zwischen Aufwertung und Verdrängung ist wahrscheinlich nicht lösbar, 
solange keine griffigen Instrumente Gegensteuer geben können. Ich bin für Aufwertung 
und fordere sie auch. Wir fordern sie in Form von stadtverträglichem Verkehr, mehr Frei-
flächen, lebendigen Quartierzentren und vielem mehr. Die Aufwertung sollte aber für alle 
erlebbar und bezahlbar sein und dazu braucht es griffige Instrumente. Der hier gefor-
derte Antrag ist ein griffiges Instrument. Eine allfällige kapitalistische Entwertung von Bo-
den als Folge bestätige ich und nehme ich in Kauf. 
 
Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP): Die Siedlungsentwicklung nach innen ist der Über-
bau des Richtplans. Es kann nicht sein, dass wir die ansässige Stadtbevölkerung aus 
der Stadt vertreiben, weil sie sich das Leben in der Stadt nicht mehr leisten können. Wir 
müssen dafür sorgen, dass wir eine lebenswerte Stadt für alle haben. Das ist eine 
schwierige Aufgabe und der Stadtrat nahm die Herausforderung beim Wort, indem er 
das Kapitel Sozialräumliche Entwicklung in den Richtplan integrierte und entsprechend 
auch gewichtete. Wir diskutierten die Beratung rund um Zielsetzungen lange und aktuell 
sind wir bei den Massnahmen. Hier wird es effektiv schwierig, wenn man mehr will als 
die Instrumente, die bereits zur Verfügung stehen. Die Stadt kann zwar Leitplanken für 
eine gemeinwohlorientierte Siedlungsentwicklung setzen, sie kann aber keine Wohnga-
rantie an Herrn Müller aus Affoltern abgeben, dass er für immer und ewig da wohnen 
bleiben kann. Die Minderheit teilt dieses Staatsverständnis nicht und bezweifelt auch, 
dass das der Antrag das suggerierte Versprechen – die Quartierbevölkerung würde das 
Wohnrecht im Quartier behalten – einlösen kann. Der Antrag fordert, dass eine Aufwer-
tung ohne Verdrängung der ansässigen Bewohner aus den klar definierten Gebieten si-
chergestellt wird. Diese Forderung ist sehr quartiereng gefasst. Der Stadtrat unternimmt 
bereits Bemühungen für die angestrebte sozialverträgliche Innenentwicklung. Wir haben 
gehört, dass das Monitoring ein Ansatz ist. Wir diskutierten das hier bereits im Zusam-
menhang mit dem Überlandpark. Das Monitoring kann natürlich die Garantie nicht abge-
ben, die sich die Antragsteller wünschen. Der Antrag beinhaltet nicht nur ein für uns 
fremdes Staats-, sondern auch ein komisches Richtplanverständnis. In einem Richtplan 
sollen nicht Sachlagen und Versprechungen fixiert werden, sondern er soll in erster Linie 
Raum sichern und den Behörden für die Erfüllung der gesetzten Ziele Bewegungsraum 
für Dialog lassen. Der Dialog muss mit den Grundeigentümern geführt werden. Schliess-
lich kann der Stadtrat für genau dieses Anliegen wirksame Massnahmen allenfalls in ei-
genen städtischen Wohnsiedlungen ergreifen. In diesem Zusammenhang erhielten wir ja 
auch die Antwort der Verwaltung, dass die Stadt ihren eigenen Bestand etappiert erneu-
ern und verdichten will und ihren Beitrag auf diesem Weg leistet. Ich kann nicht beurtei-
len, ob die Stadt garantieren kann, dass man immer im gleichen Quartier wohnen blei-
ben kann – vielleicht wird auch eine Wohnung in einem anderen Quartier frei. 
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Änderungsantrag 163 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Umgang mit baulichen Veränderungen / 
Neue Massnahme e) 
[Die Buchstabierung der Massnahmen wird gemäss Ratsbeschluss angepasst] 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
e) In Gebieten, die eine hohe Wahrscheinlichkeit für räumliche und gesellschaftliche Verände-

rung aufweisen, soll die Stadt geeignete Massnahmen ergreifen, welche die Aufwertung nur 
ohne Verdrängung der ansässigen Bewohnerinnen und Bewohner zulässt. 

 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Präsident Marco Denoth (SP), Referent; Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. 
von Nicole Giger (SP), Patrick Hadi Huber (SP), Gabriele Kisker (Grüne), Markus 
Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Andrea Leitner Verhoeven (AL), Christina 
Schiller (AL), Christine Seidler (SP) 

Minderheit: Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Referentin; Vizepräsident Sven Sobernheim (GLP), 
Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP), Cathrine Pauli (FDP), 
Dominique Zygmont (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 65 gegen 47 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 164 

 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Roger Bartholdi (SVP): Wir sind uns alle einig, dass Zwischennutzungen eine gute Sa-
che sind. Es fragt sich nur, zu welchem Preis. Wir sind der Meinung, dass ein marktübli-
cher Preis fair ist. Eine marktkonforme Miete in diesem Zusammenhang meint man na-
türlich nicht das gleiche wie eine unbefristete Miete. Bei einer temporären Miete hat man 
ja in der Regel ein Enddatum und die marktkonforme Miete ist in der Regel entspre-
chend tiefer. Dennoch handelt es sich um eine marktkonforme Miete. Es ist klar, dass 
der Mieter oder die Mieterin wegen der Unsicherheit betreffend das Enddatum der Miete 
weniger zahlen muss als üblich. Die Zwischennutzung soll aber im Sinne der Fairness 
nicht kostenlos sein, damit nicht die einen bevorzugt und andere Mieter benachteiligt 
werden.  
 
Christina Schiller (AL): Eine Zwischennutzung kann mehr leisten als nur eine vorüber-
gehende ökonomische Verwertung von Brachen, vor allem, wenn sie bewusst eingesetzt 
wird. Die Mehrheit der Kommission ist der Meinung, dass Zwischennutzungen wichtige 
Aufgaben in einer Stadt erfüllen und nicht dem Markt ausgesetzt werden sollen. 
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Änderungsantrag 164 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Umgang mit baulichen Veränderungen / e) 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des nachfolgenden  
Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
e) Im Zuge der baulichen Veränderung entstehen immer wieder Möglichkeiten für Zwischennut-

zungen. Zwischennutzungen bieten gerade in Erneuerungsphasen wichtige Nischen mit Ge-
staltungs- und Aneignungsmöglichkeiten und schaffen temporäre Identifikationsorte. Dieses 
Potenzial wird bei städtischen Liegenschaften genutzt. Auch bei Zwischennutzungen gilt der 
Grundsatz der Entrichtung einer marktkonformen Miete. Bei Liegenschaften grösserer priva-
ter Wohnbauträger wirkt die Stadt auf die Berücksichtigung dieser Anliegen hin. 

 
Mehrheit: Christina Schiller (AL), Referentin; Präsident Marco Denoth (SP), Vizepräsident Sven 

Sobernheim (GLP), Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger 
(SP), Patrick Hadi Huber (SP), Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Pascal 
Lamprecht (SP), Albert Leiser (FDP), Andrea Leitner Verhoeven (AL), Dr. Ann-Catherine 
Nabholz (GLP), Cathrine Pauli (FDP), Christine Seidler (SP), Dominique Zygmont (FDP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP) 
 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 92 gegen 15 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 165 

 
Begründung Kommissionsmehrheit siehe Antrag 160 
 
Kommissionsminderheit: 
 
Roger Bartholdi (SVP): In diesem Fall wird die Ergänzung «unter Verweis auf die ent-
sprechenden städtischen Leitfäden für eine sozial nachhaltige Entwicklung» gefordert. 
Zwischennutzungen sind sinnvoll, aber ein Verweis auf allfällige Leitfäden finden wir in 
einem Richtplan nicht sinnvoll. Ausserdem fragen wir uns, wie eine temporäre Zwischen-
nutzung nachhaltig sein kann. Das ist ein Widerspruch in sich. Wir sehen zudem, dass 
es hier um Private geht. Wir stimmen dem ursprünglichen Vorschlag zu, damit man auf 
die privaten Wohnbauträger wirkt. Es sollen Gespräche stattfinden können – aber die 
Minderheit versteht nicht, weshalb städtische Leitfäden hier relevant sein sollen.  
 
Änderungsantrag 165 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Umgang mit baulichen Veränderungen / e) 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
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e) Im Zuge der baulichen Veränderung entstehen immer wieder Möglichkeiten für Zwischennut-
zungen. Zwischennutzungen bieten gerade in Erneuerungsphasen wichtige Nischen mit Ge-
staltungs- und Aneignungsmöglichkeiten und schaffen temporäre Identifikationsorte. Dieses 
Potenzial wird bei städtischen Liegenschaften genutzt. Bei Liegenschaften grösserer privater 
Wohnbauträger wirkt die Stadt unter Verweis auf die entsprechenden städtischen Leitfäden 
für eine sozial nachhaltige Entwicklung auf die Berücksichtigung dieser Anliegen hin. 

 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Patrick Hadi Huber (SP), Referent; Präsident Marco Denoth (SP), Vizepräsident Sven 
Sobernheim (GLP), Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger 
(SP), Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Andrea 
Leitner Verhoeven (AL), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Christina Schiller (AL),  
Christine Seidler (SP) 

Minderheit: Roger Bartholdi (SVP), Referent; Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP), Cathrine 
Pauli (FDP), Dominique Zygmont (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 72 gegen 34 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 166 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Patrick Hadi Huber (SP): Als Co-Präsident eines Vereins, der ein grosses Angebot zur 
Verfügung stellt, weiss ich, wie wichtig räumliche Angebote für ein soziales Engagement 
sind, gerade, wenn die Stadt wächst. Das Wort «sozial» ist aber hier sehr einengend. 
Meiner Meinung nach sollte auch eine Art gewerbeartiges Angebot möglich sein, wie ein 
Flohmarkt oder eine Kleiderbörse oder der Verkauf selbst hergestellter Produkte. So et-
was sichert einem Verein häufig das Überleben. Auch ein Theaterverein braucht Auffüh-
rungsorte und wird Eintritt verlangen. Ich denke also an eine Art kulturell und gewerblich 
genutztes Angebot. Wenn die Bevölkerung zunimmt, wird der Bedarf genauso mitwach-
sen und muss entsprechend immer mitgedacht werden. In diesem Sinne sollen explizit 
unter dem Titel «soziale Angebote» auch kulturelle und in eingeschränktem Mass auch 
gewerbliche Angebote möglich sein. 
 
Sven Sobernheim (GLP): Gemäss Kapitel 3.6.2 ist die Gewährleistung der Versorgung 
der Bevölkerung mit sozialen Angeboten das Ziel. Das wird von der Mehrheit weder mo-
niert noch verändert. Somit macht es in der Systematik des Richtplans keinen Sinn, eine 
Änderung an der Massnahme zu beschliessen, wenn das Ziel unverändert gelten soll. 
Insbesondere dann, wenn es bessere Massnahmen gibt, um einen Gewerberaum, wie 
zum Beispiel die Unterstützung der am Mittwoch diskutierten Hybrid-Nutzungen oder der 
Verzicht von weiteren Einschränkungen, zu ermöglichen. Es bleibt der Verdacht beste-
hen, dass es der Mehrheit hier nicht darum geht, Gewerbe und Kultur unterzubringen.  
 
Änderungsantrag 166 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Soziale Angebote / f) 
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Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
f) Die gute Versorgung mit sozialen, kulturellen und gewerblichen Angeboten, die sich an die 

Gesamtbevölkerung richten, ist im Zuge der baulichen Verdichtung und des Bevölkerungs-
wachstums der Stadt zu gewährleisten. Unter Berücksichtigung des effektiven gebietsspezifi-
schen Bedarfs ist das entsprechende Raumangebot bereitzustellen oder anzupassen. 

 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Patrick Hadi Huber (SP), Referent; Präsident Marco Denoth (SP), Heidi Egger (SP),  
Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger (SP), Gabriele Kisker (Grüne), Markus 
Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Andrea Leitner Verhoeven (AL), Christina 
Schiller (AL), Christine Seidler (SP) 

Minderheit: Vizepräsident Sven Sobernheim (GLP), Referent; Roger Bartholdi (SVP), Stephan Iten 
(SVP), Albert Leiser (FDP), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Cathrine Pauli (FDP),  
Dominique Zygmont (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 66 gegen 48 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 167 

 
Kommissionsminderheit/-mehrheit: 
 
Christina Schiller (AL): In der BZO-Kommission, im Rat und in der anschliessenden 
Planauflage im Juni 2017 qualifizierte der Stadtrat die Forderung nach einem Mindestan-
teil an preisgünstigen Wohnungen in Arealüberbaungen als rechtlich unzulänglich und 
bekämpft sie – gleich wie auch die Gestaltungsplanpflicht. Im Gegensatz taxierte aber 
das Amt für Raumplanung solche Festlegungen als rechtens und raumplanerisch geeig-
net. Ein Jahr vor den Wahlen sind die Mindestanteile von preisgünstigen Wohnungen 
plötzlich doch möglich, gleichzeitig präsentiert uns STR André Odermatt eine maximal 
abgespeckte Umsetzungsvariante. Bisher kommunizierte das HBD stets, dass die Mehr-
ausnützung bei einer Arealüberbauung drei Komponenten umfasst: die Mehrausnützung 
im zusätzlichen nutzbaren Folgegeschoss gegenüber der nur 60-prozentigen Ausnüt-
zung im Dachgeschoss in der Regelbauweise, der 10-Prozent-Bonus und der 6 bis 6,8-
Prozent-Bonus für die Untergeschossnutzung in den Zonen W4 bis W6. Neu erklärt das 
HBD, dass der Ausnützungsbonus bei der Arealüberbauung zwar weiterhin aus allen 
drei Komponenten besteht, aber nur der 10-Prozent-Bonus und der Untergeschoss-Bo-
nus in der Zone W4 bis W6 als baurechtliche Mehrausnützung gelten. Nur die Hälfte des 
10-Prozent-Bonus und dem Untergeschoss-Bonus können als preisgünstige Wohnraum 
gemäss Paragraf 49 b realisiert werden. Der Antrag 167 möchte jetzt, dass nicht nur die 
Hälfte, sondern 100 Prozent preisgünstige Wohnungen realisiert werden. Ein Rechenbei-
spiel macht das deutlich: Wird der 10-Prozent-Bonus ganz oder teilweise beansprucht, 
muss die Hälfte davon als preisgünstiger Wohnraum realisiert werden. Das ergibt 5 Aus-
nützungsprozent. In der W4, W5 und W6 entspricht eine 20-Prozent-Ausnützung des 
Untergeschoss 6, 6,6 oder 6,8 Ausnützungsprozent. Die Hälfte davon ergibt also 3, 3,3 
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und 3,4 Ausnützungsprozente. Der Bauherr muss also im äussersten Fall 8 bis 8,4 Aus-
nützungsprozente als preisgünstige Wohnungen realisieren. Auf einem Areal von 6000 
Quadratmeter in der Zone W5, sind bei einer Arealüberbauung 214,6 Prozent Ausnüt-
zung erlaubt. Das entspricht 128 Wohnungen. Im Gegenzug werden nach dem Modell 
von STR André Odermatt 8,3 Prozent Ausnützung für preisgünstigen Wohnungen ver-
langt. Das gibt sage und schreibe fünf preisgünstige Wohnungen. Da es mindestens 
zehn Wohnungen braucht, würden in diesem Beispiel die fünf preisgünstigen Wohnun-
gen gar nicht realisiert werden. Die Gesamtmehrausnützung bei einer Arealüberbauung 
in der W5 beträgt aber 29,8 Ausnützungsprozente. Würden – wie von uns verlangt – 100 
Prozent preisgünstige Wohnungen verlangt werden, würde das immerhin 18 Wohnungen 
geben. Das wäre immer noch nicht berauschend, aber mehr als es das Modell von STR 
André Odermatt vorsieht. Der Antrag möchte also nicht mehr und nicht weniger als ein-
zig ein paar zusätzliche preisgünstige Wohnungen. Im konkreten Beispiel wären das von 
128 Wohnungen immerhin 13 Wohnungen mehr; also 18 Wohnungen statt nur 5. Die AL 
ist zwar generell gegen die Arealüberbauung, aber da wir keine Mehrheit haben, möch-
ten wir mit diesem Antrag konkret wenigstens mehr preisgünstige Wohnungen ermögli-
chen. Leider ist die SP nicht dabei, obwohl 100 Prozent rechtlich möglich sind. Der Kom-
missionspräsident Andrew Katumba (SP) hielt im Kantonsrat in der Debatte vom 27. Mai 
2019 ausdrücklich fest: «Den Gemeinden wird mit der vorliegenden Verordnung ein 
grösserer Handlungsspielraum eingeräumt. Somit können sie den Mindestanteil an 
preisgünstigen Wohnungen bei der Revision ihrer Bau- und Zonenordnung künftig selber 
festsetzen. Theoretisch wären sogar 100 Prozent möglich.» Ich bitte Sie, der Minderheit 
zu folgen. 
 
Sven Sobernheim (GLP): Das indirekte Ziel dieses Antrags ist die Streichung der Areal-
überbauung. Entscheidet sich ein Grundeigentümer für eine Arealüberbauung, erhält er 
mehr Flexibilität in den Geschossen und eine höhere Ausnutzung. Im Gegenzug muss er 
erhöhte gestalterische und energetische Anforderungen erfüllen. Neu, mit Artikel 49 b, 
der aktuell in der öffentlichen Auflage ist, muss er auch einen Teil der Wohnungen in 
Kostenmiete anbieten. Schon heute ist es aber so, dass die meisten Grundeigentümer 
sich nur aufgrund der Geschossigkeitsflexibilität für Arealüberbauungen entscheiden, 
und nicht prioritär aufgrund der Mehrausnützung. Für den letzten Punkt alleine sind die 
Auflagen viel zu streng. Wenn man die Mehrausnützung aber komplett dem preisgünsti-
gen Wohnraum zuschlägt, müssten die erhöhten gestalterischen und energetischen An-
forderungen, die für das Gesamtareal gelten, also auch für das Areal, das sonst in der 
Regelbauweise gemacht werden könnte, getragen werden. Wir haben dann also alle zu-
sätzlichen Wohnungen in Kostenmiete sowie an das restliche Areal erhöhte Anforderun-
gen, aber keine Mehrausnützung. Dass das nicht aufgeht, ist offensichtlich. Die Mehrheit 
lehnt deshalb die unehrliche Abschaffung des Arealbonus durch die Hintertür ab und will 
die Debatte zu Artikel 49 b auf die Beratung verschieben und nicht jetzt parallel zur öf-
fentlichen Auflage diskutieren. 
 
Weitere Wortmeldungen: 
 
Marco Denoth (SP): Es wurde bereits einiges der BZO-Debatte vorweggenommen, in 
der es dann darum geht, den Artikel 49 b in die BZO einzupflegen oder umzusetzen. Die 
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Vorwegnahme der Diskussion möchte ich hier nicht weiterführen. Ich habe lieber den 
Spatz in der Hand als die Taube auf dem Dach. Wenn man die Möglichkeit für 
gemeinnützige Wohnungen hat, dann wollen wir diese wahrnehmen und nicht warten, 
bis wir 100 Prozent fordern können. Die Schwelle von zehn Wohnungen könnte man in 
der Diskussion der BZO-Revision streichen. Wir fordern hier keine ganz konkreten 
Massnahmen, sondern eröffnen Möglichkeiten. 
 
Stefan Urech (SVP): Ich habe eine Frage an Markus Knauss (Grüne) betreffend Richt-
plan. Er sagte, dass mehr Parkplätze auch mehr Autos anziehen und zu Stau auf den 
Zürcher Strassen führen würde. Wenn man mehr preisgünstige Wohnungen anbietet, 
führt dass dann auch zu mehr Stau auf dem Zürcher Wohnungsmarkt oder gilt diese Lo-
gik nur bei den Parkplätzen? 
 
Namens des Stadtrats nimmt der Vorsteher des Hochbaudepartements Stellung. 
 
STR André Odermatt: Über die rechtliche Auslegung der Berechnung sind wir im 
Einwendungsverfahren. Man kann nochmals prüfen, wo das Mengengerüst in diesem 
Sinne beeinflusst würde. Grundsätzlich müssen wir uns an die kantonalen 
Gesetzgebungen und Verordnungen halten und nicht an das Votum von Kantonsrat 
Andrew Katumba (SP). Und in der steht ziemlich klar «ein angemessener Anteil der 
Mehrausnützung». Wenn man 100 Prozent für einen angemessenen Anteil hält, ist die 
Forderung der Abschaffung von Arealüberbauungen ehrlicher. Einen 100-prozentigen 
Flächenbonus wird niemand mehr in Anspruch nehmen. Bereits heute werden die 
meisten die Ausnützung mit den Arealüberbauungen nicht erhöhen, sondern 
darunterbleiben, weil es häufig stärker um Geschossigkeitsfragen als um den 
Flächenbonus geht. 
 
Änderungsantrag 167 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Preisgünstiger Wohnraum / Neue Mass-
nahme i) 
[Die Buchstabierung der Massnahmen wird gemäss Ratsbeschluss angepasst] 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des nachfolgenden  
Änderungsantrags. 
 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
i) Bei Arealüberbauungen kommt der gesamte Anteil der Mehrausnützung dem preisgünstigen 

Wohnen zugute. 
 

Mehrheit: Vizepräsident Sven Sobernheim (GLP), Referent; Präsident Marco Denoth (SP), Roger 
Bartholdi (SVP), Heidi Egger (SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger (SP), 
Patrick Hadi Huber (SP), Stephan Iten (SVP), Pascal Lamprecht (SP), Albert Leiser 
(FDP), Dr. Ann-Catherine Nabholz (GLP), Cathrine Pauli (FDP), Christine Seidler (SP), 
Dominique Zygmont (FDP) 

Minderheit: Christina Schiller (AL), Referentin; Andrea Leitner Verhoeven (AL) 
Enthaltung: Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne) 
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Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 89 gegen 23 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 
 Antrag 168 

 
Kommissionsmehrheit/-minderheit: 
 
Andrea Leitner Verhoeven (AL): Es geht zuerst um den Änderungsantrag, danach folgt 
eine Motion zum gleichen Thema. In unserem Antrag geht es um folgende zusätzlich 
einzufügende Formulierung: «In den zu verdichtenden Gebieten wird ein angemessener 
Anteil an Alterswohnungen bereitgestellt». Man kann darüber diskutieren, was der Be-
griff «angemessen» bedeutet. Andererseits sprechen wir hier vom kommunalen Richt-
plan und dieser hat mit Stadtplanung zu tun. So, wie man Areal für Schulen festlegt, weil 
man mehr Kinder und Familien erwartet und die Infrastruktur entsprechend anpasst, 
sollte dies auch in Bezug auf den älteren Teil der Bevölkerung geschehen. Entsprechend 
wurde bereits auch die Altersstrategie der Stadt diskutiert. Auch die FDP hat damals 
eine gute schriftliche Anfrage dazu eingereicht, mit guten Antworten der Verwaltung. Es 
sind sich alle bewusst, dass es mehr Wohnungen für ältere, auch flexibel lebende Men-
schen braucht. Wir haben aber diese Wohnungen nicht. Mit dieser Formulierung wird 
dies im Richtplan zumindest als behördenverbindlicher Auftrag festgeschrieben. 
 
Cathrine Pauli (FDP): Wir lehnen die erwähnte Ergänzung ab. Im PBG wird der Bau 
von Alterswohnungen als öffentliche Aufgabe betrachtet. Es liegt hier eine etwas veral-
tete Betrachtungsweise vor, denn eigentlich unterscheidet sich eine Alterswohnung nicht 
gross von einer attraktiven normalen Wohnung. Sie sollte ÖV-technisch gut erschlossen 
sein, sich an einer ruhigen Lage befinden, in der Nähe eines Quartierzentrums oder ei-
nes Parks sein, das Gebäude sollte mit einem Lift ausgestattet sein und die Wohnung 
sollte über möglichst schwellenfreie Zimmerübergänge, eine grössere Dusche, breitere 
Türen und gutes Licht verfügen. Beim Aufzählen dieser Punkte merkt man, dass eine 
Wohnung wie diese auch sehr gut für Familien mit kleinen Kindern geeignet wäre. In der 
BZO braucht es für Wohnungen wie diese einfach eine Wohnzone, mehr nicht. Wir wis-
sen aus der Altersstrategie, aber auch aus der Altersforschung, dass es in Zukunft keine 
klassischen Alterszentren mehr geben wird. Pflegeinstitutionen werden zu Gesundheits-
zentren mutieren, die ähnlich aussehen werden wie Quartierzentren. Das ist eine öffentli-
che Aufgabe. Aber da geht es nicht um Alterswohnungen, sondern um einen besonde-
ren Auftrag in einer Pflege von Menschen, die nicht mehr alleine leben können. Es gibt 
gute Beispiele, wie auch private Organisationen ohne öffentlichen Auftrag heute schon 
Alterswohnungen betreiben. Als Beispiel wäre das Diakoniewerk Neumünster mit dem 
Alterszentrum Hottingen zu nennen. Oder das Alterszentrum Burstwiese in Wiedikon. 
Diese Beispiele sind sowohl Altersinstitutionen als auch Alterswohnungen. Wir erachten 
deshalb die erwähnte Formulierung als unnötig.  
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Änderungsantrag 168 zu Kapitel 3 Siedlung und Landschaft / 3.6 Sozialverträgliche 
räumliche Entwicklung / 3.6.3 Massnahmen / Preisgünstiger Wohnraum / Neue Mass-
nahme j) 
[Die Buchstabierung der Massnahmen wird gemäss Ratsbeschluss angepasst] 
 
Die Mehrheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt folgende Änderung: 
 
j) In den zu verdichtenden Gebieten wird ein angemessener Anteil an Alterswohnungen bereit-

gestellt. 
 
Die Minderheit der BeKo RP SLÖBA/V beantragt Ablehnung des Änderungsantrags. 
 

Mehrheit: Andrea Leitner Verhoeven (AL), Referentin; Präsident Marco Denoth (SP), Heidi Egger 
(SP), Dr. Mathias Egloff (SP) i. V. von Nicole Giger (SP), Patrick Hadi Huber (SP),  
Gabriele Kisker (Grüne), Markus Knauss (Grüne), Pascal Lamprecht (SP), Christina 
Schiller (AL), Christine Seidler (SP) 

Minderheit: Cathrine Pauli (FDP), Referentin; Vizepräsident Sven Sobernheim (GLP), Roger 
Bartholdi (SVP), Stephan Iten (SVP), Albert Leiser (FDP), Dr. Ann-Catherine Nabholz 
(GLP), Dominique Zygmont (FDP) 

 
Der Rat stimmt dem Antrag der Mehrheit mit 65 gegen 45 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) 
zu. 

 
 

 Schlussdebatte zur bereinigten Dispositivziffer 1: 
 
Dr. Davy Graf (SP): Wir haben nun während drei Tagen über das Wachstum unserer 
Stadt in den kommenden Jahren debattiert. Wir haben darüber diskutiert, wie wir dieses 
Wachstum gestalten möchten und wie wir es auch als Chance nutzen wollen. Von den 
rechten Parteien war dieser Enthusiasmus nicht wahrnehmbar. Die SVP hat Angst ge-
schürt und in ihrer typischen Doppelmoral verlangt, man müsse die Grenzen schliessen, 
während sie sich gleichzeitig für Steuerdumping und Aufhebung des Arbeitsschutzes 
einsetzt. Wenn das nicht ausreicht, spielt sie jeweils die Menschen gegeneinander aus: 
Jene, die schon da sind gegen jene, die noch kommen. Die FDP hat ebenfalls auf die 
Angst hingewirkt, aber eher aus Grundsätzen der Mobilisierung. Sie hat dabei jedoch 
vergessen, dass die Stadt Zürich nicht aus Reiheneinfamilienhaus-Siedlungen besteht, 
sondern eine andere Siedlungsstruktur hat. Die FDP hat eher eine Visions- und Lustlo-
sigkeit an den Tag gelegt. Sie hat den Mut nicht und ist der Ansicht, dass die Entwick-
lung und das Gesicht unserer Stadt den Immobilienkonzernen überlassen werden sollen 
und die Bevölkerung eine passive Zuschauerin bleiben soll. Wir von der SP hingegen 
haben die Chance wahrgenommen. Wir wollen die Stadt gestalten. Wir wollen das 
Wachstum unserer Stadt zukunftsfähig gestalten – mit der Bevölkerung zusammen. Wir 
haben die Bevölkerung ins Zentrum unserer Anträge gestellt. Für die Menschen, die da 
sind und für die Menschen, die in den nächsten Jahren dazukommen. Wir haben eine 
sozialverträgliche Innenverdichtung und eine Stadt für alle gefordert. Wir wollen, dass 
sich die Menschen in dieser Stadt entfalten können. Dabei geht es nicht um jene mit 
dem grossen Portemonnaie, sondern um jene, die gute Ideen haben. Wir wollen, dass 
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sie diese Ideen implementieren können und, dass das Zusammenleben in der Stadt ge-
stärkt wird. Die Stadt muss bezahlbar bleiben für jene, die hier arbeiten und leben. Die 
Aufwertung darf aber nicht dazu führen, dass wieder zu einer Verdrängung kommt. Wir 
haben entsprechende Anträge gestellt. Wir wollen die Bevölkerung auf einem partizipati-
ven Weg stärker mit einbeziehen. Wir wollen aber auch dafür sorgen, dass etappen-
weise vorgegangen wird. Wir wollen mehr bezahlbaren Wohnraum. Auch dafür haben 
wir Weichen gestellt. Wir wollen aber auch eine starke Kooperation zwischen allen Akt-
euren in dieser Stadt und dies unbedingt auch mit Privaten. In der Stadtentwicklung darf 
kein Gegeneinander zwischen Privaten und der Stadt stattfinden. Gerade bei attraktiven 
und spannenden Orten der Stadt ist es so, dass die Zusammenarbeit funktioniert hat 
und stark war. Wenn man private und öffentliche Interessen abwägt und ergänzt – und 
das sehen wir in Zürich z.B. sehr gut am Beispiel von privaten Baugenossenschaften –, 
kann etwas Grosses entstehen. Wir brauchen nicht konventionelle Räume, wir brauchen 
Frei- und Grünräume. Wir brauchen starke Quartierzentren. Es ist schade, dass die 
Rechten eher belustigt zur Kenntnis genommen haben, dass wir die vielen Quartierzen-
tren in unserer Stadt stärken wollen, dort, wo die Leute wohnen, leben und arbeiten. Wir 
haben auch beim Klimaschutz Anträge gestellt, um den Klimaschutz in den Siedlungs-
richtplan zu integrieren. Beim Klimaschutz handelt es sich um eine Querschnittsaufgabe 
und deshalb ist das Thema beim Siedlungsrichtplan am richtigen Ort. Die rechten Par-
teien wollen die Stadtkarte von Zürich mehr oder weniger über Strassenräume definie-
ren. Wir wollen es über Frei- und Grünräume tun, über Begegnungsräume. Die Corona-
Epidemie zeigt, wie wichtig das ist. Die Stadt lebt dort, wo Menschen zusammenkom-
men, wo Menschen gemeinsam etwas erleben. Ich hoffe, dass wir heute den Siedlungs-
richtplan verabschieden können. Wir haben einen Plan für die Stadt, einen Plan für die 
Räume und für die Infrastruktur, für unsere Zukunft und für die Zukunft der Menschen, 
die in der Stadt noch dazukommen.  
 
Cathrine Pauli (FDP): Ich werde nicht nach links austeilen. Wir wollen mit dem Rat un-
sere Vision teilen und einen kurzen Rückblick machen. Unser Züri-Leu hat sich in den 
letzten 20 Stunden mit all seinen Kräften gewehrt. Er ist nun etwas müde, aber er gibt 
nicht auf und bleibt bei seiner Meinung: Nein zum RP SLÖBA, Nein zur antiurbanen 
Zwangsjacke für Zürich. Unser Züri-Leu wird sich weiter wehren und sich dafür einset-
zen, dass es zum RP SLÖBA/V eine Volksabstimmung geben wird. Wir wollen ein zu-
kunftsorientiertes Zürich. Eine Stadt, die für Vielfalt und Innovation steht. Der 
RP SLÖBA steckt uns in eine Zwangsjacke, durch die Innovation und urbanes, unerwar-
tetes Leben im Keim erstickt wird. Der RP SLÖBA entmündigt unsere Zürcher Stadtzen-
tren und zwingt uns in Retorten-Quartierzentren, die so vordefiniert sind, dass alle Quar-
tiere zu einem grauen, sozialistischen Einheitsbrei verkommen. Wir möchten, dass Zü-
rich auch in 20 Jahren noch eine Weltstadt mit attraktiven Arbeitgebern, interessanten 
kulturellen Angeboten, schöner Wohnqualität und selbstverständlich einem angeneh-
men Klima ist. Der RP SLÖBA will uns aber vorschreiben, wie ein ausgewogenes Ver-
hältnis zwischen arbeitender und wohnender Bevölkerung aussehen soll. Er will uns 
weismachen, dass Pendlerströme schlecht sind. Wir wünschen uns ein Zürich, in dem 
unsere Stadtverwaltung durch Effizienz, Innovation und Digitalisierung als gutes Beispiel 
vorangeht. Der RP SLÖBA kreiert viele diffuse neue Stabsstellen, die unseren Staatsap-
parat noch grösser machen. Der RP SLÖBA kennt seine Flughöhe nicht und wird ein 
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weiteres Papiermonster sein mit Regeln, Verordnungen, Vorgaben und Massnahmen, 
die tief in unser Leben eingreifen und unser Leben reglementieren. Unter dem Deck-
mantel des sozialverträglichen Bauens werden diejenigen in der Stadt vergrault, die 
nach wie vor in unsere hohe Wohnqualität investieren wollen und moderne, helle, 
schöne Wohnungen erstellen. Der RP SLÖBA greift beispiellos in unsere Privatsphäre 
und unseren privaten Rückzugsraum ein. Er möchte bei Bedarf unsere MieterInnen und 
EigentümerInnen zwingen können, Vorgärten, Gärten, Höfe oder Dachgärten für die All-
gemeinheit zu öffnen. Wir möchten ein Zürich, dass sich durch Taten hervortut und nicht 
einfach Worte. Der RP SLÖBA ist ein weiteres Beispiel für die wachsenden uferlosen 
Verordnungen, über die niemand mehr den Überblick hat. Der Staat könnte bereits 
heute bei seinen eigenen Bauten und Infrastrukturprojekten konsequent mit gutem Bei-
spiel vorangehen. Er könnte seine Dächer für die Allgemeinheit öffnen, private Spiel-
plätze in seinen Wohnliegenschaften öffentlich machen, öffentliche Parks rund um alle 
Liegenschaften anlegen, versiegelte Flächen auf seinen Mieterparkplätzen entsiegeln, 
Regenwasser sinnvoll einsetzen, die Biodiversität fördern, nachhaltig bauen, Etappie-
rungen umsetzen, um sozialverträglich nach innen zu verdichten, auch wenn das die 
Kostenmiete um 10–15 Prozent erhöht. Dafür braucht es keinen 140-seitigen 
RP SLÖBA. Der regionale Richtplan mit der bestehenden BZO und den bestehenden 
Verordnungen reichen aus. Der RP SLÖBA schadet der Zukunftsentwicklung unserer 
Stadt. Wir lehnen ihn nach wie vor ab.  
 
Stephan Iten (SVP): Ich habe versucht, über die drei Tage dieser Debatte den Humor 
zu behalten. Es wurde von Antrag zu Antrag schwieriger. Die SP fordert im Titel ihrer 
Medienmitteilung mehr günstige Wohnungen und Freiräume. Der Platz in unserer Stadt 
ist beschränkt, aber die SP fordert mehr günstige Wohnungen, was unter anderem auch 
die Zuwanderung aktiv vorantreiben wird. Gleichzeitig fordert sie mehr qualitativ hoch-
wertige Grün- und Freiräume, ganz nach dem Motto «Klotzen, nicht kleckern». Der Platz 
für diese Forderungen der SP soll vom Strassenraum weggenommen werden. Ver-
kehrsflächen des motorisierten Individualverkehrs sollen zugunsten von Grünflächen, 
Fusswegen und sicheren Velorouten umgenutzt werden. Es wird von autofreien Stras-
sen geträumt. Wenn man die Verkehrsflächen des motorisierten Individualverkehrs re-
duziert, stellt sich aber auch die Frage, wo der ÖV fahren soll. Dieser verwendet die 
Verkehrsflächen des motorisierten Individualverkehrs. Die SP schafft den ÖV insofern 
gleich ab. Der Gratis-ÖV, den die Nachwuchspartei der SP fordert, ist somit obsolet. Be-
züglich der Verkehrsflächen blasen die Grünen in das gleiche Horn. Mit mehr Bäumen in 
der Stadt wollen sie den globalen Klimawandel stoppen. Sie fordern zudem eine blau-
grüne Infrastruktur. Zuerst dachte ich, das sei eine stärkere Zusammenarbeit mit der 
neuen «Klima-FDP». Aber dann sah ich, dass nebendran in Klammern noch die Buch-
staben BGI erwähnt wurden, und fragte mich, ob die Grünen nun auch der Meinung 
sind, dass die Begrenzungsinitiative zu einem besseren Klima in der Stadt Zürich ge-
führt hätte. Auch die Grünen fordern mehr. Man will Grün- und Freiraum auf Kosten von 
Strassenraum. Sämtliche Richtplaneinträge werden eigentlich gelobt, ausser jene, die 
den motorisierten Individualverkehr nicht beeinträchtigen. Diese lehnt man mit der Be-
gründung von Kosten ab. Es überrascht, ausgerechnet von den Grünen diese Begrün-
dung zu hören, denn üblicherweise interessieren sie sich nicht für die Kosten. Dass man 
explizit noch zusätzliche Parks am Bullingerplatz, beim Schlachthof und beim Escher-
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Wyss-Platz fordert, ist nicht zufällig gewählt. Diese Orte befinden sich alle auf dem Ge-
biet des Wahlkreises von Markus Knauss (Grüne). Hier wird Wahlkampf auf Kosten der 
Allgemeinheit gemacht. Dass die Grünen jeweils von 140 000 lärmbetroffenen Men-
schen sprechen, hat nicht damit zu tun, dass nichts gegen den Lärm unternommen wird. 
Der Lärm nimmt aufgrund der Zuwanderung nicht ab. Ich verweise nochmals auf die Be-
grenzungsinitiative. Wir werden die Zahl der 140 000 lärmbetroffenen Menschen noch 
ewig hören, wenn die Zuwanderung in diesem Ausmass weitergeht. Man will zwar ver-
dichten, aber nicht in der Umgebung von Markus Knauss (Grüne). Der Knaller der gan-
zen Richtplandebatte ist, dass man offenbar in der Stadt Arbeitsplätze abschaffen will. 
Der Pendlerstrom soll reduziert werden. In dieses Horn bläst auch die AL. Sie will offen-
bar nur noch Menschen, die putzen und kochen in der Stadt. Andere Firmen sind nicht 
willkommen in der Stadt. Die AL will Arealüberbauungen verbieten und die ganze Stadt 
mit einer Gestaltungsplanpflicht belegen. STR Richard Wolff geht das sogar noch zu 
wenig weit. Er führt dutzende von Retorten-Quartierzentren ein, bei denen die Verwal-
tung über die einzelnen Zentren bestimmen kann. Die GLP wiederum ist der Meinung, 
die Stadt sei bei der Entwicklung nach innen noch auf wackligen Beinen und fordert eine 
rollende Planung mit Teilrevisionen alle vier Jahre. Die GLP hat drei Themenschwer-
punkte. Erstens die Hochhäuser, zweitens die Hybridnutzungen und drittens den Fach-
plan Hitzeminderungen. Ausserdem springt sie auf den links-grünen Zug auf und unter-
stützt die jeweiligen Klimaanträge. Auch bei Enteignungen macht die GLP mit. Das L im 
Parteinamen steht einmal mehr nicht für «liberal». Die EVP schliesslich ist zwar gegen 
den Eingriff ins Privateigentum und gegen die massive Reduktion der Kapazitäten für 
den motorisierten Individualverkehr, macht aber bei der von der GLP beantragten Rück-
weisung mit, die genau das fordert. Aber sie ist wenigstens realistisch: Sie glaubt nicht 
an die Realisierbarkeit des neuen Richtplans. Was die FDP und die SVP bei diesem 
Richtplan unterscheidet: Die FDP findet die Massenzuwanderung gut, weiss aber offen-
bar nicht, wie sie damit umgehen soll. Es gab von der FDP zudem einige spontane 
Schwenker, als sie plötzlich realisierte, dass sie noch ihr grünes Mäntelchen anziehen 
sollte. Fazit: Der Richtplan war bereits praxisuntauglich und unrealistisch, als er uns prä-
sentiert wurde. Mit den zusätzlichen Anträgen, die gestellt und angenommen wurden, 
wurde er noch unrealistischer. Wir werden es sehen, wenn die Prozesslawine losgeht 
oder wenn gejammert wird, dass der Richtplan nicht umsetzbar ist. Der Richtplan inklu-
sive der Ergänzungen ist nun einmal schlicht nicht umsetzbar. Es handelt sich um tote 
Buchstaben. Das sagt übrigens auch STR Richard Wolff: Die Richtplaneinträge seien 
Einträge, um das Denken nicht zu verbieten. Ob man es nachher umsetze, sei dahinge-
stellt.  
 
Markus Knauss (Grüne): Wir standen während der Debatte vor der Fragestellung, wie 
wir die Stadt organisieren, damit sie nicht am Wachstum erstickt. Wir konnten über das 
«wie» viele Fragen klären. Durchaus auch zukunftsfähig haben wir zum Beispiel als völ-
lig neues Element eingefügt, wie wir mit dem Regenwasser umgehen wollen. Wir Grü-
nen haben bereits 2013 ein Postulat zum Thema Regenwasser an der Zollstrasse ein-
gereicht. Die Zollstrasse ist von der Gestaltung her eine Katastrophe. Acht Jahre später 
herrscht offenbar Konsens über alle Fraktionen, dass wir mit dem Regenwasser neu 
und anders umgehen müssen. Auch die Fachplanung Hitzeminderung haben wir nun im 
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Richtplan behördenverbindlich verankert. Das ist ein grosser Vorteil. Obwohl die Fach-
planung erst spät vorlag, hat es die Kommission geschafft, diese noch neu einzubinden. 
Ebenso haben wir Freiräume im Richtplan verankert, und, noch wichtiger, die Wahrneh-
mung bezüglich der Freiräume verändert. Bei dem, was man bisher als Strasse zwi-
schen zwei Gebäuden betrachtet hat, geht es um öffentliche Räume. Die Spielregeln für 
die öffentlichen Räume zwischen zwei Gebäuden können neu diskutiert werden. Es 
muss sich nicht nur immer um eine Strasse handeln, die nur für Autos da ist. Die Leis-
tung des kommunalen Richtplans Siedlung besteht somit darin, dass wir wichtige Leitli-
nien verabschiedet haben, wie die Stadt wachsen soll. Die Frage, wo sie wachsen soll, 
haben wir leider nur bedingt im Griff. Wir haben zwar 14 Verdichtungsgebiete definiert, 
wissen aber, dass die BZO noch viele Reserven hat. Wir wissen auch, dass Arealüber-
bauungen ein ungeregeltes Wachstum ermöglichen, bei dem wir nicht so genau wissen, 
wo es hingeht. Vielleicht auch in Gebiete, die wir als weniger geeignet betrachten. Auch 
das Spannungsfeld zwischen Aufwertung und Verdrängung bleibt erhalten. In diesem 
Bereich liefert der Richtplan nicht viel mehr als Absichtserklärungen. Die Geschichte mit 
den Arealüberbauungen bleibt uns ebenfalls erhalten. Sobald wir intensiver über den 
Brunaupark sprechen werden, wird sich möglicherweise auch da nach und nach eine 
Wahrnehmungsverschiebung einstellen. Auch bezüglich des Strassenlärms existiert 
noch keine abschliessende Lösung. Aber nach dem Richtplan ist bekanntlich vor der 
nächsten BZO. Von daher gesehen haben wir viel zu tun. Mich beschäftigt, dass uns die 
Bürgerlichen nicht aufzeigen konnten, dass sie an einer Stadtentwicklung für alle inte-
ressiert sind. Sie haben ein Zerrbild des Richtplans aufgebaut, das vermuten lässt, dass 
die Bürgerlichen nicht mehr sind als das Sprachrohr von organisierten Interessen, oft 
auch aus dem Umland. Auch der Auftritt von Cathrine Pauli (FDP) hat diesen Eindruck 
bestärkt. Offenbar sind bereits Sponsoren an Bord und man hat bereits eine perfekte 
Kampagne für das Nein zum Richtplan. Von daher gesehen freuen wir uns auf die 
Volksabstimmung und die Auseinandersetzung. Wenn der Hauseigentümerverband die 
Fratze eines Enteignungsplans heraufbeschwört, scheint mir das eher die Wahrneh-
mung der Verbandsoberen und nicht unbedingt der einfachen Mitglieder zu sein. Auch 
ich persönlich habe als Hauseigentümer ein Interesse an einem grüneren Zürich. Ich bin 
Mitbesitzer von 220 Quadratmetern Land. 50 Quadratmeter davon gehören zu meinem 
privaten Aussenraum. Man kann jederzeit dorthin kommen und etwas trinken, denn auf 
den 50 Quadratmeter privater Aussenraum befindet sich das Café «Dihei», wo sich sehr 
viele Leute wohlfühlen. Das ist auch eine Realität in der Stadt: Der private Aussenraum 
ist oft bereits öffentlich. Zum Schluss noch eine überraschende Erkenntnis der Richt-
plandebatte: Die SVP war offenbar willens, 900 Millionen Franken für 2 Betonplatten 
auszugeben, die man dann grün anmalt, obwohl die SVP selber der Meinung ist, es 
brauche diese gar nicht. Der Pleitegeier kreist offensichtlich nicht mehr über Zürich und 
ist definitiv abgestürzt. Uns überzeugt der Zuwachs an Qualität in der Stadtentwicklung 
sehr, die wir mit dem Richtplan erhalten, und wir freuen uns bereits auf die entspre-
chende Volksabstimmung. 
 
Sven Sobernheim (GLP): Wir haben uns zu Beginn der Debatte für eine Rückweisung 
ausgesprochen, aber auch klar gesagt: Wenn unsere Rückweisung scheitert, werden 
wir konstruktiv mitarbeiten. Dies haben wir getan. Die GLP stellt im Gemeinderat 13 Mit-
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glieder. Dies entspricht ungefähr einem Drittel der grössten Fraktion. Man kann sich sel-
ber einen Eindruck machen, wen man in den vergangenen drei Tagen mehr reden ge-
hört hat: Mitglieder der GLP oder Mitglieder der grössten Fraktion. Wir haben dem Richt-
plan eine Richtung gegeben. Wir haben gesagt, wo es hingehen soll. Es wurde uns vor-
geworfen, dass wir eine Stadt à la GLP erschaffen wollten. Das haben wir zu einem 
grossen Teil erreicht. Man macht es uns zu einem Vorwurf, aber ich bin stolz auf unsere 
Leistung. Wir haben erreicht, dass wir dem Stadtrat klare Richtlinien bei der Überarbei-
tung der Hochhausrichtlinien mitgaben. Wir haben erreicht, dass wir über Hybridnutzun-
gen sprechen, dass wir die starke Trennung von Arbeitsplätzen und Wohnflächen än-
dern möchten. Wir haben erreicht, dass die Arbeitsplatzentwicklung Teil des Richtplans 
ist, dass der Fachplan Hitzeminderung, der auf eine Motion der GLP zurückgeht, ein Teil 
des Richtplans ist. Wir haben erreicht, dass der Baumschutz von grossvolumigen Bäu-
men ein besseres Gewicht erhält. Wir haben erreicht, dass 22 000 Quadratmeter des 
Sihlufers zu einem grossen Park werden sollen. Wir haben erreicht, dass die beiden 
Gleisüberdeckungen im Seebahn-Einschnitt und in Oerlikon im Richtplan erhalten blei-
ben. Und wir haben aufgezeigt, dass Restflächen für Hundeparks genutzt werden sol-
len. Dies als konstruktiver Beitrag zu den Debatten, die wir zu den Hundediskussionen 
geführt haben. Es zeigt unsere Breite in der Richtplan-Debatte und dass man in diesem 
Rat etwas erreichen kann. Die grösste Fraktion wollte ihren Stadtrat schonen. Zusam-
mengefasst gesagt machte sie die Aussage, der Stadtrat habe bereits sämtliche Forde-
rungen in den Richtplan hineingebracht, deshalb müsste sie nichts mehr fordern. Die 
aggressive Wortwahl der AL wiederum hat uns überrascht. Inhaltlich forderte sie nur im 
Begleitvorstoss etwas, nicht im Richtplan selber. Hunde, die bellen, beissen bekanntlich 
nicht. Es gab aber auch erfreuliche Neuigkeiten, so etwa die grünen Nuancen, die der 
Freisinn an den Tag legte. Wir wurden dann aber doch wieder enttäuscht über die Ar-
beitsverweigerung gegenüber der Planung der Stadt, die Planung der Zukunft. Auch 
nach der Abschlussrede weiss ich nicht, wie die Vision des Freisinns in Zürich aussieht. 
Doch auch die Grünen haben sich abgesehen von Freiräumen im Kreis 4/5 kaum zum 
Richtplan geäussert, ausser, dass sie den Seebahn-Einschnitt ökologisch wertvoll fin-
den und darum erhalten wollen. Wir wollen ein urbanes, vielfältiges Zürich. Wir sehen 
Stadtwachstum als Chance. Wir wollen Verdichtung und Aufwertung. Wir wollen diese 
Stadt, wir wollen mehr Wohnungen. Dies haben wir mit unserer Arbeit in den letzten 
Stunden und Tagen in der Richtplandebatte erreicht. Deshalb stimmen wir dem kommu-
nalen Richtplan SLÖBA zu und sind überzeugt, dass er eine gute Grundlage bietet zur 
Überarbeitung der nächsten BZO, zur Überarbeitung unserer Hochhausrichtlinien und 
zur Belebung unserer Stadt, sodass man in Zürich auch noch bauen kann, ohne dass 
man überall einen Gestaltungsplan machen und sich bei der Verwaltung beliebt machen 
muss.  

 
 

 Die Sitzung wird beendet (Fortsetzung der Beratung siehe Sitzung Nr. 144, Beschluss-
Nr. 3812/2021). 
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Im Namen des Gemeinderats 
 
 
Präsidium 
 
 
Sekretariat 


